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I. Teil 
 

  1. Vorlage an die geprüfte Stelle  

   

  Der Burgenländische Landes-Rechnungshof (BLRH) erstattet gemäß 
§ 8 Bgld. LRHG1 nachstehenden Bericht über Wahrnehmungen, die er 
bei der durchgeführten Prüfung getroffen hat. 
 

  Der Bericht konzentriert sich auf alle aus Sicht des BLRH bedeutsam 
erscheinende Sachverhalte, die Bewertung von Stärken, Schwächen 
und Risiken sowie die daraus abgeleiteten Empfehlungen. 
 

Als prüfendes und beratendes Organ des Bgld. Landtages ist es dem 
BLRH ein zentrales Anliegen, über seine Prüfberichte auf die Nutzung 
vorhandener sowie die Schaffung neuer Verbesserungspotentiale hin-
zuwirken. 

   

Prüfungsberichte des BLRH können vordergründig den Anschein erwe-
cken, eher Defizite denn Stärken der geprüften Stelle(n) aufzuzeigen. 
Daraus soll und kann a priori nicht grundsätzlich auf eine mangelhafte 
Arbeit der geprüfte(n) Stellen geschlossen werden. Dies auch dann 
nicht, wenn nach Auffassung der geprüften Stelle(n) die Darstellung 
ihrer Stärken in den Hintergrund getreten erscheint. Die Tätigkeit des 
BLRH soll über die gegebenen Empfehlungen dazu beitragen, das viel-
fach bereits anerkannt hohe Niveau der Leistungsfähigkeit nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit 
noch weiter verbessern zu helfen. 
 

 

  2. Darstellung der Prüfungsergebnisse 

  Der Bericht ist vertikal in drei Ebenen gegliedert. 
 I.   Teil 
 1.   Kapitel 
 1.1. Abschnitt 
 
Jeder Abschnitt gliedert sich in Unterabschnitte, wobei den Endziffern 
der Unterabschnitte folgende Bedeutung zugeordnet ist: 
 1. Sachverhaltsdarstellung 
 2. Beurteilung durch den BLRH 
 3. Stellungnahme der geprüften Stelle (kursiv) 
 4. Stellungnahme des BLRH (optional) 
 
Beim Zahlenwerk wurden gegebenenfalls kaufmännische Auf- und Ab-
rundungen vorgenommen.  
 
Im Bericht verwendete geschlechterspezifische Bezeichnungen gelten 
grundsätzlich für Frauen und Männer 

   

                                           
1 Burgenländisches Landes-Rechnungshof-Gesetz, LGBl. Nr. 23/2002. 
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II. Teil 
 
  1. Zusammenfassung 

   
  Der BLRH stellte fest, dass hinsichtlich der Abt. 6 regelmäßig 

mündlich und schriftlich auf personelle und organisatorische Defi-
zite aufmerksam gemacht wurde und auch in persönlichen Ge-
sprächen zwischen Abteilungsvorstand-LAD/Abteilungsvorstand-
politischer Referent Besprechungen hinsichtlich der Personal-
struktur und des Personalbedarfs stattfanden. 

   
  Der BLRH stellte fest, dass aufgrund von Pensionierungen und 

Versetzungen in der Abt. 2, Referat Gebarungsaufsicht, ein erhöh-
ter Personalbedarf im Zeitraum 2001 bis 2009 vorhanden war. 

   
  Der BLRH stellte fest, dass für den Zeitraum 2001 bis März 2007 

die Anzahl der Prüfer in der Gruppe Gebarungsaufsicht stetig kon-
stant bzw. im März 2007 um einen Prüfer höher als zu Beginn des 
Jahres 2001 war. Schriftliche Dokumentationen betreffend Ersu-
chen um Nachbesetzung und eine etwaige Reaktion hierauf lagen 
nicht vor. Die Nachbesetzung der frei gewordenen Dienstposten 
erforderte Zeiträume von 1 Monat bis zu 13 Monaten. 

   
  Der BLRH hielt fest, dass im Zeitraum April 2007 bis März 2009 

vier schriftlichen Hinweisen betreffend der angespannten Perso-
nalsituation bzw. Ersuchen um Nachbesetzung nur eine schriftli-
che Reaktion gegenüber stand. Ferner stellte der BLRH fest, dass 
die schriftliche Reaktion – ausgehend vom ersten Ersuchen um 
Nachbesetzung eines frei gewordenen Dienstpostens eines Ge-
meindeprüfers – mit einer zeitlichen Verzögerung von 20 Monaten 
erfolgte. 

   
  Der BLRH stellte fest, dass für den Zeitraum April 2009 bis Ende 

Dezember 2009 keine schriftliche Korrespondenz betr. Ersuchen 
um Nachbesetzung stattfand. In diesem Zeitraum wurde jedoch 
eine Nachbesetzung vorgenommen. 

   
  Der BLRH hielt fest, dass im Betrachtungszeitraum 2001 bis 2009 

insgesamt 12 Mitteilungen betreffend der Personalsituation (Akti-
onen) 9 Reaktionen gegenüberstanden. Ein Vergleich der Kopfzahl 
der Prüfer am Beginn des Betrachtungszeitraums mit dessen Ende 
ergab eine Mehranzahl von zwei Prüfern. 

   
  Der BLRH stellte mangels schriftlich festgelegter Dokumentation 

fest, dass die in Aussicht gestellten Qualifizierungsmaßnahmen 
seitens der Abt. 2, Referat Gebarungsprüfung, offensichtlich nicht 
in Anspruch genommen wurden. 

 



    9/41 
 

 
  2. Grundlagen 
   
2.1 Prüfungs-
gegenstand und 
-ablauf 

 (1) Der BLRH überprüfte die Landesamtsdirektion hinsichtlich ihrer 
(verfassungs-)rechtlichen Verpflichtungen insbesondere in Bezug auf § 
3 Abs. 1 und 5 GeOA am Beispiel des Referates Gebarungsaufsicht 
Gemeinden der Abt. 2 und der Abt. 6 des Amtes der Bgld. LReg. 
 
Prüfungsgegenstand war va. die personelle Ausstattung und die Kor-
respondenz zwischen Abteilungsvorstand und LAD bei Nachbesetzun-
gen. 
 
Die Einleitung erfolgte mit dem LAD des Amtes der Bgld. LReg am 
10.06.2010. Das Abschlussgespräch erfolgte mit der Generalsekretärin 
des Amtes der Bgld. LReg. am 31.03.2011. Dabei erfolgte auch die 
Übergabe des vorläufigen Prüfungsergebnisses. Die Stellungnahmefrist 
gem. § 7 Bgld. LRHG endete am 12.05.2011. 
 
(2) In Folge der Übermittlung eines Fragenkatalogs am 23.06.2010 an 
die geprüfte Stelle wurde dem BLRH am 19.07.2010 mitgeteilt, dass 
aufgrund des Fehlens der zur Beantwortung notwendigen Personen 
eine konsolidierte Stellungnahme nicht möglich wäre. Die geprüfte 
Stelle ersuchte um Fristerstreckung zur Beantwortung des Fragenkata-
logs bis zum 13.09.2010. Hierauf beschloss der BLRH aus Zweckmä-
ßigkeits- und Effektivitätsgründen die Prüfung vorläufig auszusetzen. 
Im Dezember 2010 wurde die Prüfung fortgesetzt. 
 

   
2.2 Prüferteam  Der vorliegende Prüfungsbericht wurde ab Dezember 2010 von Mag. 

Sauer, LL.M (Prüfungsleiter) und OAR Petschowitsch, MSc erstellt. 
   
   
2.3 Prüfungs-
anlass 

Der Prüfung lag ein Prüfungsantrag gem. § 5 Abs. 1 Z 2 iVm. Abs. 3 Z 
2 Bgld. LRHG von 13 Abgeordneten des Bgld. Landtages zu Grunde. 

   
   
2.4 Zeitliche Ab-
grenzung 

Die Prüfung wurde antragsgemäß am Beispiel des Referates Geba-
rungsaufsicht Gemeinden der Abteilung 2 - Gemeinden und Schulen - 
für den Zeitraum von 2001 bis 2009 und am Beispiel der Abteilung 6 
als maßnahmenverantwortliche Förderstelle für die Programme ESF 
und Additionalität für den Zeitraum 2000 bis 2006 durchgeführt. 

   
   
2.5 Gesetzliche 
Grundlagen 

Der Gebarungsüberprüfung lagen die §§ 2, 4 und 5 des Bgld. LRHG 
zugrunde. 

   
   
2.6 Sonstige 
Grundlagen 

 (1) Dem oa.Prüfungsantrag zu folge sollte insbesondere geprüft wer-
den, „[…] ob bei Wahrnehmung der jeweiligen Verpflichtung 

− die einzuhaltenden Rechtsvorschriften entsprechend beachtet 
wurden 

− entsprechend den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlich-
keit und Zweckmäßigkeit gehandelt wird bzw. wurde, 

− rechtzeitig die notwendigen Leistungsverpflichtungen in organisa-
torischer, personeller und inhaltlicher Hinsicht wahrgenommen 
werden bzw. wurden und 

− die Organisation bezüglich der Aufsichtsverpflichtung, der Ver-
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pflichtung zur Vermeidung von Stockungen im Amtsbetrieb und 
der Verpflichtung der vollen Auslastung der vorhandenen Ar-
beitskräfte, der Verpflichtung der Überwachung der Verwendung 
der Bediensteten sowie der Landesamtsdirektion hinsichtlich der 
Wahrnehmung dem Landeshauptmann bzw. dem Landesamtsdi-
rektor zukommenden Leitung des inneren Dienstes bestehenden 
Verpflichtungen einer ordnungsgemäßen der Aufgabenstellung 
gerecht werdenden Vorgangsweise entsprechen bzw. entspro-
chen haben. […]“ 

 Diese Prüfung sollte erfolgen, 
− „[…] am Beispiel des Referates Gebarungsaufsicht Gemeinden 

der Abteilung 2 Gemeinden und Schulen für den Zeitraum von 
2001 bis 2009 und am Beispiel der Abteilung 6 als maßnahmen-
verantwortliche Förderstelle für die Programme ESF und Additio-
nalität für den Zeitraum 2000 bis 2006. 

 − Hinsichtlich einer Untersuchung der einzelnen Maßnahmen und 
Handlungsweisen des Landesamtsdirektors bzw. des Landes-
hauptmannes (aufgelistet nach jedem einzelnen Jahr): 
 

 − in welcher Form sie die Verwendung der Bediensteten überwacht 
haben, 

− inwiefern sie darauf geachtet haben, dass Stockungen im Amts-
betrieb vermieden werden, 

− inwiefern sie darauf geachtet haben, dass die vorhandenen Ar-
beitskräfte voll ausgelastet werden, 

− hinsichtlich der Wahrnehmungen, die sie bezüglich der Organisa-
tion und Einteilung gemacht und welche Verfügungen sie getrof-
fen haben, 

− inwiefern und von wem sie auf personelle oder organisatorische 
Defizite mündlich oder schriftlich aufmerksam gemacht wurden 
und welche Verfügungen sie auf Grund dessen getroffen haben. 

  
 − Hinsichtlich der auf Grund der Rechtsordnung vorgesehenen 

notwendig gewesenen Verfügungen, die der Landesamtsdirektor 
bzw. der Landeshauptmann jeweils hätten treffen müssen.[…]“ 

  
 (2) Hinsichtlich einzelner Sachverhaltsdarstellungen und deren Würdi-

gung wurde, um Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, auf den Prüfbericht 
des BLRH betreffend die Abteilung 2 Gemeinden und Schulen im Be-
reich des Referates Gebarungsaufsicht Gemeinden verwiesen.2 

  
   
   
   
   
   
   
   
   
 
 
 

                                           
2 Vgl. Zl. LRH-300-14/21-2010. 
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III. Teil 
 
  1. Rechtliche Grundlagen 
   
1.1 Verfassungs-
rechtliche 
Grundlagen 

1.1.1 (1) Soweit durch ein Landesgesetz (LG) die bestehende Organisation 
der Behörden der allgemeinen staatlichen Verwaltung in den Ländern 
geändert werden sollte, bedurfte ein solches LG der Zustimmung der 
Bundesregierung.3 Diese Einschränkung betraf die mit Abstand wich-
tigsten Landesbehörden, nämlich die Landesregierungen (LReg) und 
die Bezirkshauptmannschaften (BH). 

   
  (2) Gemäß Art. 21 Abs. 3 B-VG wurde die Diensthoheit gegenüber den 

Bediensteten des Bundes von den obersten Organen des Bundes aus-
geübt. Die Diensthoheit gegenüber den Bediensteten der Länder wur-
de von den obersten Organen der Länder ausgeübt. Soweit dieses Ge-
setz entsprechende Ausnahmen hinsichtlich der Bediensteten des Bun-
des vorsah, konnte durch Landesverfassungsgesetz bestimmt werden, 
dass die Diensthoheit gegenüber den Bediensteten des Landes von 
gleichartigen Organen ausgeübt wurde.4 

   
  (3) Zentrale und dem Geltungsbeginn nach älteste Regelung war Art. 

106 B-VG. Darin wurde angeordnet, dass zur Leitung des inneren 
Dienstes des Amtes der Landesregierung (LReg) ein rechtskundiger 
Verwaltungsbeamter als Landesamtsdirektor (LAD) bestellt wurde, der 
auch in den Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung das 
Hilfsorgan des Landeshauptmannes (LH) war. 

   
  (4) Im Hinblick auf die unmittelbare verfassungsrechtliche Einrichtung 

waren weder der einfache Gesetzgeber, noch die ihn ersetzenden 
Rechtsverordnungen, noch die Organisationsgewalt der Verwaltung 
befugt, die Leitungsfunktion des LAD zu beschränken oder einem an-
deren Organ zu übertragen. Der LAD hatte einen verfassungsmäßig 
festgelegten Bereich der inneren Organisationsgewalt, dem weder der 
Organisationsgesetzgeber noch der Sachgesetzgeber, der verwal-
tungsbehördliche Zuständigkeiten schuf, schmälern oder gar entziehen 
konnte. 

   
   
1.2 Übergangsge-
setz 1920 

1.2.1 (1) Im § 8 Abs. 5 lit. a Übergangsgesetz (ÜG) 19205 wurde der LH als 
Vorstand des Amtes der LReg eingesetzt und unter Verweis auf Art. 
106 B-VG festgelegt, dass der zur Leitung des inneren Dienstes beru-
fene rechtskundige Verwaltungsbeamte (Landesamtsdirektor) aus den 
Beamten der bisherigen autonomen oder politischen Verwaltung, die 
den Vorschriften über die Befähigung zur Ausübung des politischen 
Dienstes entsprachen, durch die LReg mit Zustimmung der BReg zu 

                                           
3 Vgl. Art. 15 Abs. 10 B-VG; Behörden der allgemeinen staatlichen Verwaltung wurden jene Einrichtungen genannt, die 
nach § 8 ÜG grundsätzlich mit der Vollziehung der Bundes und Landesangelegenheiten auf der Landes- und der Be-
zirksebene betraut waren, nämlich die BHs und das Amt der LReg. Behörde waren die Landesregierung bzw. die ein-
zelnen Mitglieder der LReg., denen das Amt der LReg. zur Verfügung stand. 

4 Die genannten Verfassungsvorschriften waren Spezialnormen, welche bestimmte Teilzuständigkeiten aus dem Bereich 
der Diensthoheit besonderen Organen verliehen, die prinzipielle Zuständigkeit der LReg. zur Wahrnehmung der 
Diensthoheit (Art. 21 Abs. 3 B-VG iVm. Art 19 Abs. 1 B-VG) jedoch nicht beseitigten. 

5 Übergangsgesetz vom 01.Oktober 1920, StF: BGBl. Nr. 368/1925. 
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bestellen war. 
   
  (2) Weiters wurde bestimmt, dass nähere Grundsätze für die Einrich-

tung und Geschäftsführung der Ämter der LReg durch besonderes 
Bundesverfassungsgesetz erlassen werden. 

   
   
1.3 BVG/Ämter 
der Landesregie-
rung 

1.3.1 (1) Die Organisation der Ämter der LReg war im BVG vom 30.07.1925, 
BGBl 1925/289, betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Ge-
schäftsführung der Ämter der LReg außer Wien, geregelt.6 

   
  (2) Nach § 1 Abs. 1 BVG BGBl. Nr. 289/19257 war der LH der Vorstand 

des Amtes der LReg. Die Bestimmung des letzten Satzes des § 9 Abs. 
3 des ÜG blieb unberührt. 

   
  (3) Gemäß § 1 Abs. 3 leg. cit. oblag unter der unmittelbaren Aufsicht 

des LH die Leitung des inneren Dienstes des Amtes der LReg dem LAD, 
in dessen Verhinderung dem in der gleichen Weise wie der LAD zu be-
stellenden, den gesetzlichen Voraussetzungen für die Bestellung zum 
LAD entsprechenden Beamten des Amtes der LReg. 

   
  (4) § 2 Abs. 1 leg. cit bestimmte, dass sich das Amt der LReg in Abtei-

lungen gliederte, auf die die Geschäfte nach ihrem Gegenstand und 
ihrem sachlichen Zusammenhang aufgeteilt wurden. 
Den Abteilungen und Gruppen standen Beamte des Amtes der LReg 
vor. 

   
  (5) Die Zahl der Abteilungen und die Aufteilung der Geschäfte auf sie, 

im Bedarfsfalle auch die Zusammenfassung der Abteilungen zu Grup-
pen, wurde gemäß Abs. 4 leg. cit. in der Geschäftseinteilung des Am-
tes der LReg festgesetzt. 

   
  (6) Die Abteilungen des Amtes der LReg besorgten die ihnen nach der 

Geschäftseinteilung zukommenden Geschäfte, soweit es sich um sol-
che des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes handelte, nach 
den näheren Bestimmungen der Landesverfassung unter der Leitung 
der LReg oder einzelner Mitglieder derselben und, soweit es sich um 
solche der mittelbaren Bundesverwaltung handelte, unter der Leitung 
des LH.8 

   
   
1.4 Landesverfas-
sungsrechtliche 
Grundlagen 

1.4.1 (1) Gemäß Art. 65 Abs. 1 L-VG vertrat der LH das Land. Er führte den 
Vorsitz in der LReg und war Vorstand des Amtes der LReg. 
 
Für den Bereich der mittelbaren Bundesverwaltung brachte Art. 65 
Abs. 3 leg. cit ebenfalls die Leitungsbefugnis des LH über das Amt der 
LReg zum Ausdruck. 

   
  (2) Nach Art. 71 Abs. 2 L-VG gliederte sich das Amt der LReg in Abtei-

lungen, auf die die Geschäfte nach ihrem Gegenstand und ihrem sach-

                                           
6 Dieses Bundesverfassungsgesetz wurde am 30. Juli 1925 beschlossen und entsprechend diesem Beschluss als Bun-
desverfassungsgesetz betreffend Grundsätze für die Einrichtung und Geschäftsführung der Ämter der Landesregierun-
gen außer Wien, BGBl. Nr. 289/1925 kundgemacht. 

7 Das BVG BGBl. Nr. 289/1925 war dem Organisationsrecht zuzuordnen, und zwar dem Bereich der inneren Verwal-
tungsorganisation, Adamovich-Funk, Allgemeines Verwaltungsrecht, 1980, 43, 88. 

8 Vgl. § 3 Abs. 1 BVG BGBl Nr. 289/1925. 
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lichen Zusammenhang aufgeteilt wurden. 
   
  (3) Die Leitung des inneren Dienstes des Amtes der LReg oblag gemäß 

Art. 73 Abs. 1 leg. cit unter der unmittelbaren Aufsicht des LH (LH-
Stellvertreters) dem LAD. Zum LAD war von der LReg mit Zustimmung 
der BReg ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter zu bestellen. 

   
  (4) Nach Art. 73 Abs. 4 leg. cit hatte der LAD für einen gesetzmäßi-

gen, einheitlichen und geregelten Geschäftsgang in sämtlichen Ge-
schäften des Amtes der LReg. zu sorgen. Er war auch in den Angele-
genheiten der mittelbaren Bundesverwaltung das Hilfsorgan des LH. 

   
   
1.5 Geschäftsord-
nung des Amtes 
der Landesregie-
rung (GeOA) 

1.5.1 (1) Die Aufgaben des LAD und der Abteilungsvorstände wie der Ge-
schäftslauf innerhalb des Amtes der LReg waren in der Geschäftsord-
nung9 des Amtes der LReg geregelt.10 Die GeOA hatte zuständigkeits-
begründende Funktion und war daher eine Rechtsverordnung.11 

   
  (2) Das Amt der LReg besorgte nach § 1 Abs. 1 GeOA als Hilfsorgan 

die Geschäfte des selbständigen Wirkungsbereiches des Landes ein-
schließlich der Privatwirtschaftsverwaltung, die Geschäfte der mittelba-
ren Bundesverwaltung und nach Maßgabe des Art. 104 Abs. 2 des 
Bundesverfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 die Geschäfte 
der Verwaltung des Bundesvermögens. 

   
  (3) Gemäß § 2 Abs. 1 GeOA war der LH der Vorstand des Amtes der 

LReg. 
   
  (4) Unter der unmittelbaren Aufsicht des LH oblag die Leitung des in-

neren Dienstes entsprechend der GeOA dem LAD, bei dessen Verhin-
derung seinem Stellvertreter.12 

   
  (5) Gemäß § 3 Abs. 2 GeOA hatte der LAD für einen einheitlichen und 

geregelten Geschäftsgang in sämtlichen Zweigen der Landesverwal-
tung zu sorgen.13 Zu diesem Zwecke hatte er das Recht der Amt-
sinspektion und der Akteneinsicht bei allen Abteilungen des Amtes der 
LReg. 

   
  Weiters stand ihm auch das Recht zu, die Führung der Geschäfte in 

den Abteilungen durch die Abteilungsvorstände fortlaufend zu überwa-
chen. Grundsätzliche Fragen des inneren Dienstes waren vom LAD 
nach Einholung der Weisung des LH durch Dienstanweisungen zu re-
geln.14 

   
 
 

                                           
9 LGBl. Nr. 50/1969, idF. LGBl. Nr. 26/1998. 
10 Gemäß § 3 Abs. 2 BVG, BGBL 1925/289, war das Nähere über den Geschäftsgang im Amt der LReg. durch eine Ge-
schäftsordnung (GeO) geregelt, die wie eine Geschäftseinteilung zu erlassen war. 

11 Vgl. Walter/Mayer, Bundesverfassungsrecht, 9. Auflage, S. 352; So auch Raschauer, in: Verwaltung 382; aA Koja, 
Bundesländer 368 und VfSlg 7750,7941, 8637, die die GeO als „Verwaltungsverordnung qualifizieren; vgl. auch VfSlg 
8900. 

12 Vgl. § 3 Abs. 1 GeOA. 
13 Dazu zählten ua. jedenfalls die Regelung der Kanzleiordnung, die Erlassung einer Aktenordnung und die Erstellung 
eines Telefonverzeichnisses. Dies alles zählte vorrangig zum „geregelten Geschäftsgang“. Dadurch wurde die Kompe-
tenz des LAD im Sinn einer Koordinationspflicht etwa deutlich ins Umfeld der fachlichen Leitung des Amtes der LReg. 
gem. § 3 Abs. 1 BVG BGBl. Nr. 289/1925 eingebracht. 

14 Vgl. § 3 Abs. 2 GeOA. 
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  (6) Der LAD war gemäß § 3 Abs. 4 GeOA der unmittelbare Vorgesetzte 
sämtlicher Bediensteten des Amtes der LReg und der unterstellten 
Dienststellen. Er hatte zur Durchführung der von den Regierungsmit-
gliedern den Abteilungen erteilten Weisungen notwendigenfalls die 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. Er war vor der Bestellung der 
im § 2 Abs. 1 Z. 21 lit. g der GeO der LReg15 aufgezählten leitenden 
Beamten zu hören.16 

   
  (7) Nach § 3 Abs. 5 GeOA hatte der LAD die Verwendung der Bediens-

teten zu überwachen und darauf zu achten, dass Stockungen im 
Amtsbetrieb vermieden und die vorhandenen Arbeitskräfte stets voll 
ausgelastet waren. Er hatte auf Grund seiner Wahrnehmungen hin-
sichtlich der Organisation und Einteilung die erforderlichen Verfügun-
gen selbst zu treffen, in wichtigen Fällen dem LH Vorschläge zu ertei-
len. 

   
  (8) Weiters hatte der LAD dafür zu sorgen, dass die Abteilungen durch 

die Zuteilung zeitgemäßen Büroinventars und –materials in der Lage 
waren, ihre Aufgaben rasch und zweckmäßig zu erledigen. Er hatte 
auch die laufenden Amtserfordernisse sicherzustellen. Zur Bestreitung 
dieser Erfordernisse war der LAD berechtigt, die notwendigen Bestel-
lungen durchzuführen und demgemäß im Rahmen der vom Landtag 
hierfür bewilligten Kredite Zahlungsaufträge zu fertigen.17 

   
  (9) Gemäß § 6 Abs. 1 GeOA standen den Abteilungen Beamte des Am-

tes der LReg vor, welche die Bezeichnung „Abteilungsvorstand“ führ-
ten. Den Abteilungsvorstand vertrat im Falle seiner Verhinderung sein 
zugeteilter Stellvertreter. Dieser führte, unbeschadet der den Mitglie-
dern der LReg gem. § 5 Abs. 2 und 3 zustehenden Befugnissen, die 
Geschäfte seiner Abteilung selbständig.18 

   
   
1.6 Geschäftsein-
teilung des Am-
tes der LReg 

1.6.1 (1) Die Aufgabenbereiche der LAD und der einzelnen Abteilungen wa-
ren in der Geschäftseinteilung des Amtes der LReg. festgelegt und 
fanden in der die Zuständigkeiten der Mitglieder der LReg regelnden 
Referatseinteilung ihr inhaltliches Gegenstück. 

   
  Für die innere Organisation des Amtes der LReg war die Geschäftsein-

teilung19 maßgeblich. Zu ihrer Erlassung war der LH berufen, der hier-
bei an die Zustimmung der LReg gebunden war.20 Soweit Geschäfte 
der mittelbaren Bundesverwaltung in Betracht kamen, bedurfte die 
Geschäftseinteilung der Zustimmung der BReg. 

   
  (2) Das Amt der LReg gliederte sich in Abteilungen, auf die die Ge-

schäfte nach ihrem sachlichen Zusammenhang aufgeteilt wurden. Die 
Zahl der Abteilungen, ihre Zusammenfassung in Gruppen und die Auf-
teilung der Geschäfte auf die einzelnen Abteilungen hatte in der Ge-

                                           
15 LGBL. Nr. 11/1969. 
16 Bestellung der Abteilungsvorstände beim Amt der LReg und der Leiter der BHs, der Leiter der Baubezirksämter, des 
Wasserbaubezirksamtes und sämtlicher Landesanstalten. 

17 Vgl. § 3 Abs. 7 GeOA. 
18 Vgl. § 6 Abs. 2 GeOA. 
19 Verordnung des Landeshauptmannes von Burgenland vom 20.November 2001, mit der eine Geschäftseinteilung des 
Amtes der Burgenländischen Landesregierung erlassen wird, idF. LGBl Nr. 25/2009; Die Geschäftseinteilung legte die 
Zahl der Abteilungen fest, ferner die Aufteilung der Geschäfte auf die Abteilungen sowie die Zusammenfassung der 
Abteilungen zu Gruppen. 

20 Vgl. § 2 Abs. 4 und 5 BVG BGBl 1925/289; Art. 72 L-VG. 
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schäftseinteilung zu erfolgen. Die Geschäfte waren den Abteilungen 
nach sachlichen Gesichtspunkten zuzuweisen.21 Nach Bedarf konnten 
Abteilungen zu Gruppen zusammengelegt werden.22 

   
   
1.7 Aufgaben der 
LAD 

1.7.1 Gemäß der Geschäftseinteilung waren Aufgaben der LAD u.a: 
− Innerer Dienst, Revision und Controlling, 
− Regierungssitzungen, Regierungsvorlagen, 
− Verfassungsdienst, 
− Bundesverfassung, Landesverfassung, Landesgesetzgebung, 
− Allgemeine Rechtsangelegenheiten, 
− Abschließende Begutachtung von Gesetzes- und Verordnungs-

entwürfen, 
− Angelegenheiten der Europäischen Integration und grenzüber-

schreitenden Zusammenarbeit, 
− Angelegenheiten der Statistik, Volkszählung und der Mikrozen-

suserhebung, 
− Angelegenheiten der örtlichen und überörtlichen Raumplanung 

einschließlich Dorferneuerung und Ortsbildpflege, 
− Grundsatzangelegenheiten der Frauenpolitik sowie der spezifi-

schen Frauenförderung, 
− Organisation von Behörden und sonstigen Dienststellen des 

Landes. 
   
   
1.8 Burgenländi-
sches Landesbe-
amten-
Dienstrechtsge-
setz (LBDG) 

1.8.1 (1) Gemäß § 47 LBDG23 hatte der Vorgesetze darauf zu achten, dass 
seine Mitarbeiter ihre dienstlichen Aufgaben gesetzmäßig und in 
zweckmäßiger, wirtschaftlicher und sparsamer Weise erfüllten. Er hat-
te seine Mitarbeiter dabei anzuleiten, ihnen erforderlichenfalls Weisun-
gen zu erteilen, aufgetretene Fehler und Missstände abzustellen und 
für die Einhaltung der Dienstzeit zu sorgen. 

   
  (2) Der Leiter einer Dienststelle oder eines Dienststellenteiles hatte 

nach § 47 Abs. 2 leg. cit außerdem für ein geordnetes Zusammenwir-
ken der einzelnen ihm unterstehenden Organisationseinheiten zum 
Zwecke der Sicherstellung einer gesetzmäßigen Vollziehung sowie ei-
ner zweckmäßigen, wirtschaftlichen und sparsamen Geschäftsgeba-
rung zu sorgen. 

   
   
   
   

 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                           
21 Vgl. § 2 Abs. 1 BVG BGBl 1925/289. 
22 Die Geschäftseinteilung des Amtes der LReg. war nach der Judikatur keine Verordnung, sondern eine bloß die Ange-
legenheiten der inneren Organisation betreffende Weisung. 

23 Gesetz vom 20. November 1997 über das Dienstrecht der Landesbeamten, Burgenländisches Landesbeamten-
Dienstrechtsgesetz 1997, LGBl. Nr. 17/1998. 
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  2. Aufgaben der Abt. 2 
   
2.1 Aufgaben der 
Abt. 2 gemäß 
Geschäftseintei-
lung 

2.1.1 (1) Aufgaben der Abteilung 2 – Gemeinden und Schulen – waren ge-
mäß Geschäftseinteilung u.a: 

− Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung, 
− Aufsicht über die Gemeinden und die Gemeindeverbände, beim 

Bgld. Müllverband eingeschränkt auf die finanzielle Aufsicht, 
− Bedarfszuweisungen an Gemeinden, 
− Gemeindeabgaben, 
− Finanzstatistik der Gemeinden, 
− Gemeindenamen, Gemeindewappen und Gemeindefarmen, 
− Finanzstatistik der Gemeinden, 
− Feuerwehrwesen, Feuerpolizei, 
− Personenstandsangelegenheiten, 
− Kindergärten, Kindergrippen, Tagesheimstätten und Horte. 

   
  (2) Mit der Organisationsverfügung vom 03.04.2003, Zl. LAD-GS-

I400/14-2003 wurde eine neue Referatsgliederung Abteilung 2 – Ge-
meinden und Schulen eingeführt. Es erfolgte eine Aufgliederung in 
zwei Hauptreferate „ Gemeinden und Inneres“ und „Jugendbildung, 
Schul- und Kinderbetreuungswesen“. Dem Hauptreferat „Gemeinden 
und Schulen“ wurden drei Referate unterstellt, von denen eines das 
Referat „ Gebarungsaufsicht Gemeinden“ war. 

   
  (3) Begründet wurde diese darauf, dass die LReg 1997 unter dem Titel 

„Das neue Unternehmen Burgenland“ ein Leitbild für die Landesver-
waltung mit folgenden Zielen festlegte: 

− Weiterentwicklung der Verwaltung nach unternehmerischen 
Grundsätzen, 

− Optimierung der Aufbau- und Ablauforganisation mit klaren 
Entscheidungsstrukturen, 

− Förderung der fachlichen Kompetenz, der Eigenverantwortlich-
keit, der Flexibilität und damit der Zufriedenheit der Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen, 

− Qualitative Verbesserung der Kunden- und Bürgerbeziehung 
und Hebung der Kundenzufriedenheit.24 

   
   
2.2 Organisation 
der Gebarungsprü-
fungsgruppe 

2.2.1 Die Gebarungsprüfungsgruppe der Abt. 2 bestand aus dem Leiter der 
Prüfgruppe und drei Prüfgruppen mit je zwei Mitarbeitern. Den einzel-
nen Mitgliedern der Gebarungsprüfgruppen oblag die Prüfung der Vor-
anschläge, Nachtragsvoranschläge und Rechnungsabschlüsse von Ge-
meinden, Gemeindeverbänden und Verwaltungsgemeinschaften sowie 
die Gebarungsprüfungen vor Ort. 

   
   
2.3 Ausbildung und 
Ausbildungszeit 

2.3.1 Wie der BLRH in seinem Prüfbericht betreffend die Abteilung 2 Ge-
meinden und Schulen im Bereich des Referates Gebarungsaufsicht 
Gemeinden25 feststellte, erforderten neue Mitarbeiter in der Geba-
rungsprüfungsgruppe eine entsprechende Ausbildungszeit, bis diese 
die Prüfung von Voranschlägen und Rechnungsabschlüssen bzw. die 
Gebarungsprüfung vor Ort selbstständig übernehmen konnten. Die 
Ausbildung dauerte umso länger, wenn Mitarbeiter zugewiesen wur-

                                           
24 Vgl. Zl. LRH-300-13/6-2010. 
25 Vgl. Zl. LRH-300-14/21-2010. 
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den, die nicht eine spezifische, schulische Ausbildung eines (ei-
ner)Handelsakademie-Absolventen(in) im Buchhaltungs- bzw. Rech-
nungswesen mitbrachten. 

   
   
  3. Aufgaben der Abt. 6 
   
3.1 Aufgaben der 
Abt. 6 nach der 
Geschäftseintei-
lung 

3.1.1 (1) Aufgaben der Abt. 6 – Soziales, Gesundheit, Familie und Sport – 
waren gemäß Geschäftseinteilung u.a: 

− Sozialversicherung, 
− Aufsicht über die Sozialversicherungsträger, 
− Sozialhilfe, Sozialbetreuung und Hauskrankenpflege, 
− Jugendwohlfahrt, 
− Angelegenheiten des Kinder- und Jugendanwalts, 
− Pflegebezogene Geld- und Sachleistungen, 
− Jugendschutz, 
− Arbeiter- und Angestelltenschutz, ausgenommen den land- und 

forstwirtschaftlichen Bereich, 
− Arbeitnehmerförderung, 
− Gesundheitswesen, 
− Leichen- und Bestattungswesen. 

   
   
3.2 Personalbedarf 
und Personalzu-
teilung der Abt. 
6 im Prüfungs-
zeitraum 

3.2.1 Bezüglich des Personalbedarfes und der Personalzuteilung der Abt. 6 
gab die geprüfte Stelle bekannt: 
„[…] In regelmäßigen Abständen fanden Dienstbesprechungen statt, 
wo die bestehende Problematik der einzelnen Förderfälle bzw. die ar-
beitsmäßige Überlastung des einzigen Sachbearbeiters zur Sprache 
kamen. 

  Um Stockungen im Amtsbetrieb hintan zu halten, wurde und wird sei-
tens der Abteilungsleitung regelmäßig mündlich und schriftlich auf die 
personellen und organisatorischen Defizite aufmerksam gemacht bzw. 
werden diese Themen im persönlichen Gespräch Abteilungsvorstand – 
Landesamtsdirektor/Abteilungsvorstand – politischer Referent zur 
Sprache gebracht und diskutiert. 

  Aus Sicht der Abt. 6 und der Landesamtsdirektion war die volle Auslas-
tung der personellen Ressourcen in effizienter Art und Weise gegeben. 
Da es sich um einen neuen Bereich der Landesverwaltung handelt, ist 
zu berücksichtigen, dass in den ersten Jahren entsprechende Organi-
sationsstrukturen abgeleitet werden. 

  Sofort bei Wahrnehmen des Entstehens von Rückständen wurden sei-
tens der Abteilungsleitung entsprechende Maßnahmen konzipiert, Vor-
gespräche geführt und personelle Änderungen sowie Organisationsän-
derungen durchgeführt […]“. 

   
 3.2.2 Der BLRH stellte fest, dass hinsichtlich der Abt. 6 auskunftsgemäß re-

gelmäßig mündlich und schriftlich auf personelle und organisatorische 
Defizite aufmerksam gemacht wurde und auch in persönlichen Gesprä-
chen zwischen Abteilungsvorstand-LAD/Abteilungsvorstand-politischer 
Referent Besprechungen hinsichtlich der Personalstruktur und des Per-
sonalbedarfs stattfanden. Dadurch konnte im Sinne des unter Kap. 6 
näher dargestellten Systems des kybernetischen Regelkreises auf all-
fällige Stockungen im Amtsbetrieb zeitgerecht reagiert werden. Es war 
auskunftsgemäß „die volle Auslastung der personellen Ressourcen in 
effizienter Art und Weise gegeben“. 
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  4. Der LAD als Leiter des inneren Dienstes  
   
4.1 Innerer Dienst 4.1.1 (1) „Leitung des inneren Dienstes“ bedeutete, dass der LH bzw. der 

LAD jedenfalls die volle Organisationsgewalt26 für den gesamten 
Dienstbetrieb des Amtes der LReg hatten, soweit nicht kraft Verfas-
sungsrechts besondere Organisationskompetenzen bestanden. Dar-
über hinaus bezog sich die damit angesprochene Organisationsgewalt 
aber auch auf die gesamte Entscheidungsvorbereitung und implizierte 
ein darauf bezogenes Weisungs- und Aufsichtsrecht unabhängig da-
von, ob und inwieweit der LH Ressortleiter war oder der LAD Vertre-
tungsrechte gem. § 3 Abs. 3 BVG27 hatte, da diese das Außenverhält-
nis und nicht die Leitung des inneren Dienstes betrafen.28  

   
  (2) Hierbei musste die Organisationsgewalt in präventiver, kontrollie-

render und repressiver Weise tätig werden, um die sie Kraft Verfas-
sungsrecht treffende Organisationsverantwortung für das gesamte 
Verwaltungshandeln der ihr unterstehenden Verwaltungsbediensteten 
zu realisieren.29 

   
  (3) Auszugehen war davon, dass der LAD in seiner Funktion der „Lei-

tung des inneren Dienstes“ unmittelbar kraft Verfassungsrechtes in 
zwingender Weise als Dienstvorgesetzter aller anderen Bediensteten, 
insb. auch der Gruppen- und Abteilungsvorstände des Amtes der Lan-
desregierung eingesetzt war. 
 

  Unabhängig vom Inhalt dieses formalen Vorgesetztenverhältnisses war  
grundsätzlich daran festzuhalten, dass alle Leitungsbefugnisse der 
Verwaltung ihrem Umfang nach durch Art. 20 B-VG30 geprägt waren, 
dh neben der Weisungsbefugnis ein verfassungsrechtlich nicht abge-
schlossenes Informations- und Aufsichtsrecht über alle nachgeordne-
ten Organe der Verwaltung enthielten, welches sich insbesondere auch 
auf die Gesetzmäßigkeit der gesamten Landesverwaltung bezog. 

   
  (4) Mit der Funktion „Leitung des inneren Dienstes“ sollte sicherge-

stellt werden, dass das Amt der LReg sachlich und organisatorisch ein 
einheitlicher, wenngleich in sich gegliederter Administrationsapparat 
der Landesverwaltung war. 

   
  (5) Der LAD hatte in allen Tätigkeitsbereichen des  Amtes der LReg  

die vollen sachlichen und organisatorischen Befugnisse eines obersten 
bürokratischen „Leitungsorgans“ i.S. des Art 20 Abs. 1 B-VG. 
 
Je nach der Organisation des Vertretungsrechtes waren diese Auf-
sichts- und Leitungsbefugnisse aber beschränkt auf den Bereich des 

                                           
26 Zur Gesetzmäßigkeit des Verwaltungshandelns musste i.S der demokratischen Verwaltungsverantwortung notwendi-
gerweise – die Ausrichtung an den Maßstäben der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit kommen, d.h 
die Organisationsgewalt hatte ständig die Sachgerechtigkeit und Entscheidungs- (Regelungs-) ökonomie zu gewähr-
leisten. 

27 BGBl. Nr. 289/1925. 
28 Vgl. Pernthaler, Der Landesamtsdirektor als „Leiter des inneren Dienstes“ des Amtes der Landesregierung, JBl 1982, 
337. 

29 Ebd. 
30 Vgl. VfSlg 4117/1961: „Das Aufsichtsrecht der vorgesetzten Organe gegenüber ihren nachgeordneten Organen ist 
ganz allgemein durch Art 20 Abs 1 erster Satz B-VG durch die Anordnung festgelegt, dass die Organe der Verwaltung 
unter der Leitung der obersten Organe des Bundes und der Länder die Verwaltung führen. Denn eine Leitung ohne 
Aufsichtsbefugnis ist nicht denkbar. Dieses Aufsichtsrecht ist verfassungsgesetzlich nicht beschränkt und umfasst da-
her grundsätzlich alle denkbaren Möglichkeiten der Aufsicht. Einer gesetzlichen Determinierung bedarf es nicht“. 
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„inneren Dienstes“, d.h auf interne dienst- oder organisationsrechtlich 
begründete Anordnungen, deren Verbindlichkeit gem. Art. 20 Abs. 1 
B-VG sich nicht auf die inhaltliche Gestaltung und die Erlassung der 
„nach außen“ gerichteten Verwaltungsakte erstreckte.31 

   
  (6) Insbesondere musste dem LAD ein Einfluss auf die konkrete Ge-

schäftsaufteilung, auf die rechtzeitige und sachgemäße Besorgung der 
Sachaufgaben und die Überwachung der Gesetzmäßigkeit, Zweckmä-
ßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der gesamten Verwal-
tungstätigkeit des Amtes der LReg gesichert bleiben.32 

   
  (7) Zum Aufgabenbereich des inneren Dienstes gehörten neben der 

Organisation der Sachmittel - wie beispielsweise die Organisation und 
Verfügung über die Dienstgebäude und Diensträume etc. - auch der 
Einsatz der personellen Mittel zur Besorgung der anfallenden Aufga-
ben, sodass auch die Verfügung über die dienstliche Verwendung eines 
Beamten in die Angelegenheit des inneren Dienstes fiel. 

   
   
4.2 Weisungsbe-
fugnis im Amt 
der LReg 

4.2.1 (1) Die Weisungsbefugnis gegenüber den im Amt der LReg bestehen-
den Organisationseinheiten war geteilt; in fachlichen Angelegenheiten 
stand die Weisungsbefugnis der LReg, dem nach der Geschäftsvertei-
lung zuständigen LR oder dem LH zu, je nachdem, ob es sich um An-
gelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung handelte und ob die 
Angelegenheit der kollegialen Beschlussfassung bedurfte oder einem 
LR zur selbständigen Vollziehung übertragen wurde. 

   
  (2) In organisatorischen Fragen und hinsichtlich des Dienstbetriebes 

stand das Weisungsrecht hingegen dem LH und dem LAD zu.33 
   
   
4.3 Der LH als 
Vorstand des 
Amtes der Lan-
desregierung 

4.3.1 (1) Von der allgemeinen politischen Leitungsbefugnis der LReg bzw. 
des LH oder der Landesräte als oberste Organe der Verwaltung gemäß 
Art. 20 Abs. 1 B-VG war die besondere politische Leitungsbefugnis des 
LH als Vorstand des Amtes der LReg zu unterscheiden. 
 
(2) Diese stellte eine spezifische dienstliche und behördenorganisatori-
sche Funktion dar, die der LReg und den übrigen Mitgliedern als politi-
sche Referenten nicht zukam. Die Organisations- und Betriebseinheit 
des Amtes der LReg, die durch die einheitliche Aufsichts- und Lei-
tungsfunktion des LH und des LAD begründet wurden, ging nach dem 
verfassungsrechtlichen Anordnungen und der völlig einhelligen Judika-
tur und Lehre den Leitungsbefugnissen der LReg, aber auch allen res-
sortmäßigen Gliederungsmöglichkeiten der Leitungskompetenzen vor 
und bildete deren verfassungsmäßige Schranke.34 

   
   
4.4 Abgrenzung 
Kompetenz LH-
LAD 

4.4.1 (1) Zusammenfassend war zum Verhältnis des Funktionsbereiches des 
LH als Vorstand des Amtes der LReg und des LAD als Leiter des inne-
ren Dienstes festzuhalten, dass der LAD als unmittelbares Vollzugsor-
gan des inneren Dienstbetriebes im Amt der LReg berufen war. 

                                           
31 Pernthaler, aaO. 
32 Pernthaler, aaO. 
33 Vgl. Kienberger, Grundzüge der Organisation der Landesverwaltung, AnwBl 1982, 361. 
34 Vgl. dazu VfSlg 5296/1996, VfSlg 7244/1973 und das bei Klecatsky – Morscher, Bundesverfassungsrecht, 3. Auflage, 
(1982) 842 zit Erk des VwGH 16.6.1964, 1216/62. 



 
   

20/41 
 

Insoweit stand dem LH „nur“ die Aufsicht über den LAD zu, ohne dass 
er selbst unmittelbar als Vollzugsorgan im inneren Dienstbetrieb in 
Erscheinung treten konnte.35 

   
  (2) Mit Ausnahme der Erlassung der GeO des Amtes der LReg, der 

Erlassung der Geschäftseinteilung des Amtes der LReg und der we-
sentlichen Verfügungen über die dienstliche Verwendung der Bediens-
teten im Amt der LReg, nämlich der Übertragung der Vorstands-
(Leiter-)funktionen im Amt der LReg36, war demnach insgesamt der 
LAD unmittelbares Vollzugsorgan.37 

   
  Hinsichtlich der Erlassung dieser Vorschriften war der LH sohin unmit-

telbares Vollzugsorgan und das Schema LH als Vorstand mit Aufsichts-
befugnissen und LAD als Leiter des inneren Dienstes, somit als unmit-
telbares Vollzugsorgan, war in diesen Fällen durchbrochen. 

   
  (3) Hinsichtlich der Abgrenzung des Funktionsbereiches des LHs und 

des LADs gab die geprüfte Stelle bekannt: 
„[…] Zusammenfassend ist daher zum Verhältnis des Funktionsberei-
ches des Landeshauptmannes als Vorstand des Amtes der Landesre-
gierung und des Landesamtsdirektors als Leiter des inneren Dienstes 
festzuhalten, dass weithin der Landesamtsdirektor als unmittelbares 
Vollzugsorgan des inneren Dienstbetriebes im Amt der Landesregie-
rung berufen ist. Insoweit steht dem Landeshauptmann „nur“ die Auf-
sicht über den Landesamtsdirektor zu, ohne dass dieser selbst als un-
mittelbares Vollzugsorgan im inneren Dienstbetrieb in Erscheinung 
treten könnte. Mit Ausnahme der Erlassung der Geschäftsordnung des 
Amtes der Landesregierung, der Erlassung der Geschäftseinteilung des 
Amtes der Landesregierung und der – mit Ausnahme der im § 2 der 
GeOL der kollegialen Beratung und Beschlussfassung vorbehaltenen – 
wesentlichen Verfügungen über der dienstliche Verwendung der Be-
diensteten im Amt der Landesregierung ist demnach der Landesamts-
direktor unmittelbares Vollzugsorgan.[…]“38 

   
   

5. Personalermittlung und Personalbedarf im Amt 
der Bgld. LReg. 
 

5.1 Feststellung 
des Personalbe-
darfs in einem 
Unterneh-
men/Abteilung 

5.1.1 (1) Der Personalbedarf eines Unternehmens (Abteilung) bestimmte 
sich allgemein aus der Differenz von gegenwärtigem und zukünftigem 
Personal-Sollbestand, der zur Erreichung der betrieblichen Ziele not-
wendig war, und dem vorhandenen Ist-Personalbestand im Unterneh-
men (Abteilung). Der Personalbedarf war nach folgenden Kriterien zu 
differenzieren: 

  
− Quantität: Summe des vorhandenen bzw. erforderlichen Ar-

beitsvolumens 
  

− Qualität: Summe der für die Arbeitsplätze existierenden Anfor-
derungsprofile und der vorhandenen Qualifikationsprofile der 

                                           
35 Vgl. Pesendorfer, Der innere Dienstbetrieb im Amt der Landesregierung, S. 70. 
36 Soweit es sich aber nicht um die Bestellung eines Gruppen bzw. Abteilungsvorstandes handelte, sondern um die 
Verfügung über die dienstliche Verwendung eines Bediensteten im Amt der Landesregierung, musste die originäre 
Zuständigkeit des LAD kraft seiner Funktion als Leiter des inneren Dienstes angenommen werden, fehlte es doch in-
soweit an einer vergleichbaren Zuständigkeitsbegründung zugunsten des LH, die aus dem BVG BGBl. Nr. 289/1925 
erschließbar war. 

37 Pesendorfer, aaO. 
38 Vgl. LRH-300-13/6-2010. 
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Mitarbeiterinnen 
− Fristigkeit: Zeitraum, für den der Personalbedarf prognostiziert 

wird 
− Geografische Dimension: Verfügbarkeit und Mobilität von Mitar-

beiterInnen in unterschiedlichen Regionen bzw. Ländern (inter-
nationaler Personalbedarf)39 

   
  (2) Der Personalbedarf entstand entweder aufgrund von Pensionierun-

gen, Kündigungen, Versetzungen etc. (=Ersatzbedarf) oder durch Ex-
pansion, vermehrten Arbeitsanfall, veränderte Qualifikationsanforde-
rungen zur Leistungserbringung etc. (=Neubedarf).40 

   
 5.1.2 Zu (1, 2) Wie der BLRH bereits in seinem Prüfbericht betreffend die 

Abteilung 2 Gemeinden und Schulen im Bereich des Referates Geba-
rungsaufsicht Gemeinden festhielt, bestand in der Abt. 2 Referat Ge-
barungsaufsicht aufgrund von Pensionierungen und Versetzungen im 
Zeitraum von 2001 bis 2009 ein erhöhter Personalbedarf.41 

   
   
5.2 Ermittlung des 
Personalbedarfs 
im Amt der LReg 
und Personalzu-
teilungen 

5.2.1 Hinsichtlich der Bemessung des Personalbedarfes einer Abteilung im 
Amt der LReg gab die geprüfte Stelle auf Anfrage des BLRH bekannt: 
„[…] Die grundsätzliche Organisationsstruktur des Amtes der Burgen-
ländischen Landesregierung (Abteilungen, Hauptreferate, Referate) 
wird in angemessenen Abständen wiederholt einer Evaluierung im Hin-
blick auf die stete Weiterentwicklung der Aufgaben, die eine Landes-
verwaltung zu erfüllen hatte, unterzogen. Hierbei ist festzuhalten, dass 
Verwaltungshandeln kein statischer Prozess ist, sondern einem steten 
Wandel unterliegt. 

   
  Auf der Basis der Organisationsstrukturen ergibt sich die Gliederung in 

die einzelnen Bereiche der Abteilungen, hinunter gebrochen auf Haupt-
referate und Referate, die vom Landesamtsdirektor im Einvernehmen 
mit dem Landeshauptmann verfügt wird. Entsprechend der Aufgaben-
quantität- und Qualität wird der Personalbedarf bei Schaffung der Or-
ganisationseinheit erstmals einvernehmlich zwischen Abteilung und 
LAD ermittelt und in der Folge das entsprechende qualifizierte Personal 
bereits von der Abteilung 1 zugewiesen. 

   
  Im Zuge der Erstellung des Stellenplans werden jährlich Gespräche mit 

den einzelnen Abteilungen geführt. Bei diesen Gesprächen wird ge-
klärt, ob aus Sicht der Abteilung zusätzliches Personal benötigt wird 
oder ob Abgänge ev. nicht nachbesetzt werden müssen. Weiters, ob 
sich das Aufgabengebiet geändert hätte (ausgeweitet –reduziert). Die-
se Erhebungen werden in der Folge in die politische Diskussion über 
das Budget und den Stellenplan einbezogen. In Abteilungen, wo be-
reits ein Produktkatalog besteht, wird auch dieser zur Beurteilung he-
rangezogen. 

   
  Abschließend wird zusammenfassend zur Thematik Personal festgehal-

ten, dass die Verfügungen über den Einsatz des Personals stets unter 
dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Zweckmäßig-
keit und nach Maßgabe der vorhandenen personellen und sachlichen 
Ressourcen erfolgen. 

                                           
39 Vgl. Mayerhofer in Kasper/Mayerhofer, Personalmanagement Führung Organisation, 4. Auflage, S. 366 f. 
40 Ebd. 
41 Vgl. Zl. LRH-300-14/21-2010. 
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  Dabei ist vom Landesamtsdirektor für eine Ausstattung aller Bereiche 
des Amts der burgenländischen Landesregierung nach Maßgabe des 
Stellenplans und politischer Schwerpunktsetzungen Rechnung zu tra-
gen, er hat eine gesamthafte Sicht der Dinge vorzunehmen, sodass ein 
Herausgreifen einzelner Bereiche/Abteilungen zwangsläufig nur einen 
unvollständigen Teil des Gesamtbildes widerspiegeln kann. 

   
  Der Landesamtsdirektor hat im jeweiligen Einzelfall nicht zuletzt unter 

Berücksichtigung auf Grund seiner Stellung im Amt der Landesregie-
rung als Einziger über die entsprechenden Informationen, Kenntnisse 
und den unabdingbar nötigen Überblick über die Gesamtorganisation 
des Amtes der LReg. Soweit innerhalb des dargestellten Spannungs-
feldes möglich, wird seitens der LAD angestrebt, den personellen An-
forderungen – soweit dies gerechtfertigt sei – Rechnung zu tragen. 

   
  Es sei in diesem Zusammenhang auch angemerkt, dass der Faktor 

Personal für sich – wie der Gesamtbereich der öffentlichen Verwaltung 
– ein dynamischer Faktor ist, der steten Veränderungen und Schwan-
kungen wie kürzere und längere Krankenstände, Karenzen, Pensionie-
rungen, Urlaube, uam., unterliegt, sodass wohl die Leiterin/ der Leiter 
jeder Organisationseinheit als Führungskraft mit der Aufgabe konfron-
tiert sei, akute Engpässe insbes. krankheitsbedingter Natur, die ihrer 
Art und Dauer bzw. in ihrem Verlauf immer weniger vorsehbar sind, 
durch Umschichtungen und Verlagerungen innerhalb der Abteilungen 
abzudecken, wie dies beispielsweise in der Abteilung 6 korrekt und mit 
Umsicht durch den Abteilungsvorstand erfolgt ist. 

   
  Die Erfahrung hierbei hat gezeigt, dass bei derartigen Ereignissen eine 

Abdeckung entstehender Engpässe grundsätzlich innerhalb der Abtei-
lungen reibungsloser und effizienter funktioniert. 

   
  Weiters wird im gegebenen Zusammenhang auch darauf hingewiesen, 

dass nach Meinung der LAD nunmehr verstärkt in eine Diskussion der 
Altersstruktur des Personals des Amtes der Burgenländischen Landes-
regierung einzutreten ist. Wie aus dem Personalreport ersichtlich, gibt 
die Altersstruktur der Bediensteten Grund zur Sorge und erfordert 
diesbezüglich eine eingehende Auseinandersetzung mit dem Proble-
men, die in verschiedenen Bereichen der öffentlichen Verwaltung, im 
Amt der Bgld. Landesregierung jedoch besonders auf Grund der Al-
tersstruktur zum Tragen kommen […]“.42 

   
   
5.3 Personalzutei-
lungen im Amt 
der Landesregie-
rung 

5.3.1 Bezüglich den Personalzuteilungen im Amt der LReg gab die geprüfte 
Stelle auf Anfrage des BLRH bekannt: 
„[…] Die Personalzuteilungen an die jeweiligen Abteilun-
gen/Organisationseinheiten wurden stets vor dem Hintergrund einer 
effizienten und straffen Verwaltung nach Maßgabe der vorhandenen 
personellen und sachlichen Ressourcen – unter Berücksichtigung der 
Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit – 
durchgeführt. Dies verlangt de facto vom Landesamtsdirektor stets ein 
sensibles, jedoch konsequentes Handeln in einem Spannungsfeld zwi-
schen der Notwendigkeit von Personaleinsatz gegenüber den Vorgaben 
der Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit sowie den Vorgaben des Stel-
lenplanes, das die jeweiligen Erfordernisse des Einzelfalles genau ab-

                                           
42 Vgl. Zl. LRH–300-13/6-2010. 
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wägt und diesen Rechnung trägt.43 
  Organisatorische und personelle Maßnahmen durch die LAD erfolgten 

unter Berücksichtigung der Sparmaßnahmen im Hinblick auf die 
grundsätzliche Tendenz zu Personaleinsparungen nach Maßgabe der 
personellen und finanziellen Ressourcen entsprechend restriktiv. Auch 
ist die Abteilungsleitung in Zusammenarbeit mit der Landesamtsdirek-
tion und der Personalabteilung um eine vorausschauende Personalpla-
nung sehr bemüht. […]“.44 
 

 
  6. Kybernetisches Prinzip der Steuerung und Rege-

lung 
   
6.1 Funktionswei-
se45 

6.1.1 Ein besonderer Aspekt, der mit der Informationsfunktion des Control-
lings verbunden war, war das kybernetische Prinzip46 der Steuerung 
und Regelung. Ein kybernetischer Regelkreis lenkte ein System durch 
Regelung und Steuerung, durch regelnde Rückkopplungen und steu-
ernde Vorwärtskopplungen, und wurde im Unternehmen durch konse-
quente Verbindung von Planung und Kontrolle sichergestellt. Für die 
Steuerung und Regelung in Unternehmen – wie für den Führungspro-
zess insgesamt – waren Controlling-Informationen von besonderer 
Bedeutung. Sie bildeten den Führungsprozess adäquat ab und ermög-
lichten auf diese Weise Transparenz im Management und gezielte Ein-
flussnahme auf das betriebliche Geschehen. 
 
Es war die wesentliche Funktion des Controllings, Feedback- und 
Feedforward-Informationen bereitzustellen sowie diese aktiv anzubie-
ten. Dadurch trug Controlling dafür Sorge, 
 
− dass Regelkreise in allen Unternehmensbereichen und auf allen 

Unternehmensebenen existierten. Controlling hatte im Rahmen des 
Führungsprozesses die Verantwortung, durch Information der Reg-
ler-/Steuereinheiten das Funktionieren der kybernetischen Regel-
kreise zu gewährleisten. 47 Entscheidend war, dass Regelung48 und 
Steuerung49 klassische Aufgaben des Managements waren; 

 
− dass die Regelkreise in sich geschlossen und miteinander verbun-

den waren. Der Zielvereinbarung folgten konsequente Umsetzung 
der Ziele, Kontrolle der Zielerreichung und Feststellen der Zielab-
weichung. Diese bildeten die Grundlage für die Planung und Um-
setzung von Korrekturmaßnahmen und für zukünftige Zielvereinba-
rungsprozesse. Darüber hinaus sollte die Integration sämtlicher 
Regelkreise auf normativer, strategischer und operativer Ebene er-
folgen. 
 

                                           
43 Vgl. Zl. LRH–300-13/6-2010. 
44 Ebd. 
45 Vgl. Eschenbach, Controlling, 2. Auflage, S. 84. 
46 Die Kybernetik war nach ihrem Begründer Norbert Wiener die Wissenschaft der Steuerung und Regelung von Maschi-
nen, lebenden Organismen und sozialen Organisationen; der Begriff wurde auch mit der Formel Kunst des Steuerns 
übersetzt. 

47 Vgl. Becker, Funktionsprinzipien, S. 302f. 
48 Regeln war der Vorgang, bei dem die Regelgröße fortlaufend erfasst, mit der Führungsgröße verglichen und abhängig 
von diesem Vergleich im Sinne einer Angleichung an die Führungsgröße angepasst wurde; Vgl. Dubbel, Taschenbuch 
für den Maschinenbau, 15. Auflage, S. 1267. 

49 Steuern war der Vorgang in einem System, bei dem eine oder mehrere Eingangsgrößen die Ausgangsgrößen auf-
grund der Gesetzmäßigkeiten des Systems beeinflussten; ibidem. 
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  Weiters sollte Controlling die Regelungs- und Steuerungsmechanismen 
des Unternehmens auf die komplexen und dynamischen Randbedin-
gungen des Führungssystems ausrichten. Einfache Steuerungs- und 
Regelungsmechanismen basierten auf prospektiven Feedforward-
Informationen und reaktiven Feedback-Informationen, die sowohl im 
Hinblick auf operative als auch auf strategische Probleme über zu ge-
ringes Anpassungspotential verfügten. Die Sicherung der Adaptions- 
und Antizipationsfähigkeit erforderte einen konsequenten Übergang zu 
komplexer Steuerung und Regelung. 

   
   
6.2 Steuerungs-
modell LH-LAD 

6.2.1 Das nachstehende Modell zeigte das Zusammenspiel zwischen dem 
Steuerorgan „Landeshauptmann“ und dem Steuerobjekt „Landesamts-
direktor“ im Sinne der im Kap. 6.1 erläuterten, theoretischen Ausfüh-
rungen:50 
 

Beeinflussen

Steuerorgan 

Landes-

hauptmann

Ist-Werte Steuerung

Steuerobjekt

LAD

Entscheiden

Messen

Vergleichen

 
Abb.: 1 
Quelle und Darstellung: BLRH 

 
   
   
6.3 Steuerungs-
modell LAD-
Abteilung 

6.3.1 Das nachstehende Modell zeigte das Zusammenspiel zwischen dem 
Steuerorgan „Landesamtsdirektor“ und dem Steuerobjekt „Abteilung“ 
im Sinne der im Kap. 6.1 erläuterten, theoretischen Ausführungen: 
 
 

                                           
50 Vgl. Dubbel, aaO. 
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Steuerorgan 

LAD

Ist-Werte Steuerung

Steuerobjekt

Abteilung

Entscheiden

BeeinflussenMessen

Vergleichen

 
Abb.: 2 
Quelle und Darstellung: BLRH 

 
 

6.4 Dokumentierte 
Ist-Werte und 
Steuerungsmaß-
nahmen 

6.4.1 Dem BLRH wurde folgender Schriftverkehr zwischen dem Vorstand der 
Abt. 2 und dem LAD/LH im Sinne des vorerwähnten Steuerungsmo-
dells – bezogen auf den Personalstand und die Qualifizierung des Per-
sonals in der Abteilung 2 - vorgelegt: 
 
(1) Schreiben vom 17.04.200751 des Vorstandes der Abt. 2 an den 

Landesamtsdirektor: 
a.) hinsichtlich der Abt. 2 im Allgemeinen: 

− 1 MA ist krankheitsbedingt länger abwesend, 
− 1 Mitarbeiterin ist bis September 2007 auf Bildungskarenz, 

Ersatz hiefür wurde nicht beigestellt. 
 
b.) hinsichtlich des Bereiches Schulwesen: 

− Hinweis, dass zwei Bedienstete der Entlohnungsgruppe b 
dem Landesschulrat und eine Bedienstete der Entlohnungs-
gruppe c der BH Eisenstadt-Umgebung zugewiesen wurden. 

− Der AV ersucht dringend, eine(n) Bedienstete(n) der Ent-
lohnungsgruppe b beizustellen und stellt als vorläufige Er-
satzlösung zwei Varianten vor: 

o 1 geringfügige Beschäftigung + 1 c-Bedienstete(r) 
oder 

o 1 Aufstockung einer Teilzeitbeschäftigung auf Ganz-
tagsbeschäftigung + 1 d-Bedienstete. 

 
Ein Antwortschreiben dazu lag lt. Mitteilung der LAD nicht vor. Ange-
merkt wurde seitens der LAD folgendes: „Die Themen wurden im per-
sönlichen Gespräch zwischen dem Abteilungsvorstand der Abteilung 2 
und dem Landesamtsdirektor erörtert.“52  

   
 

                                           
51 Vgl. Zl. 2-GI-G1180/224-2007. 
52 Vgl. E-mail vom 10.03.2011, Zl. LRH-300-13/7-2011. 
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  (2) Schreiben vom 28.03.200853 des Vorstandes der Abt. 2 an den 
Landesamtsdirektor:54 

a.) hinsichtlich der Abt. 2 im Allgemeinen: 
− Vorliegen einer Personalsituation, mit der auch durch interne 

Umschichtungen die Aufgaben der Abteilung nicht bewältigt 
werden können. 

− 1 MA des Jugendreferates wurde ersatzlos dem Büro des LH-
Stv. dienstzugeteilt. 
 
b.) hinsichtlich der Gebarungsprüfungsgruppe: 

− Abgang von ausgebildeten Prüfern, längere Nachbesetzungs-
zeiten, längere Ausbildungszeit für Prüfer (etwa zwei Jahre), 

− Vor drei Jahren wurde abteilungsintern eine Mitarbeiterin 
des Jugendreferates der Gebarungsgruppe zur Prüfung der 
Abgabenverordnungen zugewiesen, 

− 1 Mitarbeiterabgang ist seit Juli 2007 unbesetzt geblieben, 1 
Mitarbeiter ist krankheitsbedingt nur eingeschränkt einsetz-
bar, 

− Bitte um rasche Veranlassung der im Juli 2007 beantragten 
Ausschreibung zwecks Nachbesetzung. 

 
  c.) hinsichtlich der Landesberufsschule Pinkafeld: 

− die Stelle des Verwalters ist seit 10.12.2006 unbesetzt, kei-
ne Betrauung des Direktors mit den Verwaltungsagenden, 

− Ersuchen um die Bestellung eines Verwalters zur Gewähr-
leistung eines ordnungsgemäßen Verwaltungsablaufes. 

 
  d.) hinsichtlich des Personenstandswesens: 

− Ersuchen um Veranlassung einer Ausschreibung zwecks 
Nachbesetzung einer seit 01.03.2008 vakanten Stelle. 

 
  Ein Antwortschreiben dazu lag lt. Mitteilung der LAD nicht vor. Ange-

merkt wurde seitens der LAD folgendes: „Die Themen wurden im per-
sönlichen Gespräch zwischen dem Abteilungsvorstand der Abteilung 2 
und dem Landesamtsdirektor erörtert.“55 
 

  (3) Schreiben vom 18.02.2009 56des Vorstandes der Abt. 2 an den LH: 
  a.) hinsichtlich der Abt. 2 im Allgemeinen sowie der Geba-

rungsprüfungsgruppe: 
− Am Beispiel des heutigen Tages (18.02.2009) wird darge-

stellt, dass 2 Personen (1 HRL und 1 Mitarbeiterin) in Pfle-
geurlaub und 4 MA in Krankenstand sind, 1 MA ist aufgrund 
einer Freistellung als Bürgermeister nicht im Dienst, von 
den Mitgliedern der Prüfgruppe stehen damit nur 2 MA zur 
Verfügung. 
 
b.) hinsichtlich der Gebarungsprüfungsgruppe: 

− 1 Gebarungsprüferposten ist seit Juni 2007 vakant, die be-
antragte Ausschreibung und Nachbesetzung ist bisher nicht 
veranlasst worden. 
 

                                           
53 Vgl. Zl. 2-GI-G1180/225-2008. 
54 Zu diesem Schreiben teilte die LAD mit, dass dieses erst am 17.06.2009 in der LAD-GS einlangte (und mit Zl. LAD-
GS-S200-10009-2-2009 protokolliert wurde). 

55 Vgl. E-mail vom 10.03.2011, Zl. LRH-300-13/7-2011. 
56 Vgl. Zl. 2-GI-G1180/227-2009. 
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c.) hinsichtlich des Personenstandswesens: 
− 1 Dienstposten ist seit der Versetzung der Mitarbeiterin 

(Personenstands- und Staatsbürgerschaftswesen) im März 
2008 trotz Anforderung nicht ausgeschrieben bzw. nachbe-
setzt worden. 
 
d.) hinsichtlich der Landesberufsschule Pinkafeld: 

− In der LBS Pinkafeld ist die Stelle des Verwalters seit De-
zember 2006 nicht nachbesetzt worden. 

− Der Posten der Sekretärin des Direktors der LBS Pinkafeld 
ist vakant und bisher nicht nachbesetzt worden. 
 
e.) hinsichtlich der Abt. 2 im Allgemeinen: 

− Der Personalstand der Abteilung 2 hat sich zusätzlich noch 
verringert, als 1 MA der Landesamtsdirektion, 1 Mitarbeite-
rin dem Büro des LH-Stv. und 1 weiterer MA befristet der 
Abteilung 4a dienstzugeteilt wurden. 

− Die Bereitschaft, durch Umschichtungen und effizienterem 
EDV-Einsatz zu der Einsparung eines halben Dienstpostens 
„d“ und eines Dienstpostens „c“ beizutragen, wird bekundet. 

 
  Das Antwortschreiben der Generalsekretärin (im Auftrag des LAD) vom 

20.03.200957 hatte folgenden Inhalt:58 
− 2 namentlich genannte Mitarbeiter der Abt. 2 können mit 

sofortiger Wirkung für Aufgabenbereiche der Gemeindeauf-
sicht bis auf weiteres herangezogen werden. (Dies wurde 
mit dem LAD bereits akkordiert). Hinsichtlich von Qualifizie-
rungsmaßnahmen wird eine entsprechende Kontaktaufnah-
me erwartet. 

   
  (4) Die unter Z (1) bis (Z 3) dargestellten Informatio-

nen/Anforderungen des „Steuerobjektes Abteilung“ an das „Steueror-
gan LAD“ und die entsprechenden Steuerungsmaßnahmen des „Steu-
erorgans LAD“ betrafen das Personal und/oder die MA-Qualifizierung 
für die gesamte Abteilung 2. 
 
Nachstehend wurden jene Informationen/Anforderungen des Steuer-
objektes und die entsprechenden Steuerungsmaßnamen des Steuer-
organs, die ausschließlich das Referat Gebarungsaufsicht betrafen, 
zusammenfassend dargestellt: 
 

  2005: Handlung AV 
Aktion 1: Interne Zuweisung einer MA zur Gebarungsaufsicht (lt. 

Schreiben vom 28.3.2008) 
 
17.4.2007: Schreiben AV 
Aktion 2: Hinweis auf eine angespannte Personalsituation in der Abt. 2 

im Allgemeinen 
 
Juli 2007: Handlung AV 
Aktion 3: Ausschreibung zwecks Nachbesetzung eines Prüfers bean-

tragt (lt. Schreiben vom 28.3.2008) 

                                           
57 Vgl. Zl. LAD-GS-S201-10102-2-2009. 
58 Gegenständliches Schreiben wurde dem BLRH im Zuge der Prüfung der Abteilung 2 - Gemeinden und Schulen im 
Bereich des Referates Gebarungsaufsicht Gemeinden übermittelt; vgl. LRH-300-14/21-2010. 
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  28.3.2008: Schreiben AV 
Aktion 4: Hinweis, dass 

− die Personalsituation intern nicht bewältigt werden kann, 
− die Ausbildungszeit für Prüfer ca. 2 Jahre beträgt und die 
− Ausschreibung zwecks Nachbesetzung eines Prüfers zum 2. 

Mal beantragt (siehe Juli 2007). 
 

  18.2.2009: Schreiben AV 
Aktion 5: Ausschreibung zwecks Nachbesetzung eines Prüfers zum 3. 

Mal beantragt (siehe Juli 2007) und 
Hinweis, dass sich der Personalstand (der Abt. 2) noch zu-
sätzlich verringert hat, weil 3 MA von Abt. 2 wegversetzt 
wurden. 

 
20.3.2009: Schreiben LAD 
Reaktion 1: Mitteilung, dass 2 MA intern für die Gebarungsprüfung 

herangezogen werden können, Qualifizierungsmaßnah-
men werden angeboten. 

 
 
  7. Personalstruktur und Qualifizierung im Bereich 

des Referates „Gebarungsaufsicht Gemeinden“ 
   
7.1 Personalstruk-
tur 

7.1.1 (1) Mit Stichtag 31.12.2009 verfügte das Referat „Gebarungsaufsicht 
Gemeinden“ über neun Bedienstete, welche alle dem Prüfdienst zure-
chenbar waren. Dieser gliederte sich in die Funktionen bzw. Einsatzbe-
reiche „Gebarungsprüfung“ und „VO-Prüfung“. Letztere umfasste auch 
die damit verbundenen Hilfestellungen bzw. Beratungsdienste für die 
Gemeinden. 
 
Die Personalstruktur des Referats in Abhängigkeit von Funktion und 
Einsatzbereich der MA (Prüfer) stellte sich zum 31.12.2009 wie folgt 
dar: 

   

Funktion/Einsatzbereich 
Zahl der Bedienste-

ten 
Gebarungsprüfung 8 
VO-Prüfung 159 
Summe 9 
Tab. 1 
Quelle: Amt; Darstellung: BLRH 

 
  (2) Von 01.01.1996 bis 31.12.2009 schwankte der MA-Stand der Ge-

meindegebarungsaufsicht zwischen fünf und elf. Die Zahl der im Prüf-
dienst tätigen MA variierte dabei zwischen fünf und neun, jene der 
Gebarungsprüfer zwischen fünf und acht. 
 
Von 01.01.1996 bis 01.07.2001 setzte sich die Prüfungsgruppe ein-
schließlich des Gruppenleiters aus sieben Prüfern zusammen. Diese 
Bediensteten prüften neben den Gemeinden auch die Gemeindever-
bände sowie Sanitätskreise und wurden auch für die Mitarbeit bei 
Wahlen herangezogen. Weiters waren diese für die VO-Prüfung zu-

                                           
59 Diese MA wurde auch für die Mitarbeit bei Wahlen herangezogen. 
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ständig. Die Agenden der VO-Prüfung wurden mit 01.09.2006 von ei-
ner weiteren MA übernommen. Im Zeitraum von 03.04.2009 bis 
03.07.2009 waren dem Referat zudem zwei weitere MA dienstzuge-
teilt, für welche es keine eindeutige Verwendung gab. 
 

  In der nachfolgenden Abbildung wurde die Entwicklung der Personal-
struktur über den Beobachtungszeitraum klassifiziert nach Funktion 
und Einsatzgebiet der MA dargestellt: 
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Abb. 3 
Quelle: Amt; Darstellung: BLRH 

 
 

  (3) Mit 01.07.2001 wurde der Gruppenleiter der vormaligen Prüfungs-
gruppe in den Ruhestand versetzt und die Leitung einem anderen MA 
der Gruppe übertragen. Der daran anschließende Zeitraum war von 
einer Personalfluktuation geprägt, welche in erster Linie auf den Ab-
gang der Bediensteten der vormaligen Prüfungsgruppe zurückzuführen 
war. 
 
Mit 31.12.2009 waren zwei MA der vormaligen Prüfungsgruppe „Geba-
rungsaufsicht“ (ds. rd. 29%) im Referat beschäftigt. Die letzte perso-
nelle Veränderung eines Bediensteten der vormaligen Prüfungsgruppe 
erfolgte mit 01.07.2007. Die zeitliche Abfolge der einzelnen personel-
len Zu- und Abgänge zwischen 01.01.2001 und 31.12.2009 wurde in 
Anlage 3 abgebildet. 

   
  (4) Für die Jahre 2001 bis März 2007 wurde dem BLRH kein Schrift-

verkehr im Sinne des im Kap. 6 dargestellten kybernetischen Regel-
kreises vorgelegt. Die Sachverhalte, die entsprechenden Aktionen des 
Vorstandes der Abt. 2 und/oder die Reaktionen des LAD wurden daher 
der Abb. 3 (siehe Z 2) entnommen und nachstehend chronologisch 
dargestellt: 
 
01.07.2001: 
Sachverhalt 1: Abgang eines Prüfers 
 
03.12.2001: 
Aktion 1/Reaktion 1: Zugang eines Prüfers 
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30.09.2002: 
Sachverhalt 2: Abgang eines Prüfers 
 
15.10.2002: 
Sachverhalt 3: Abgang eines Prüfers 
 
04.11.2002: 
Aktion 2/Reaktion 2: Zugang eines Prüfers 
 
09.12.2002: 
Sachverhalt 4: Abgang eines Prüfers 
 
02.01.2003: 
Aktion 3/Reaktion 3: Zugang eines Prüfers 
 
17.02.2003: 
Aktion 4/Reaktion 4: Zugang eines Prüfers 
 
01.10.2003: 
Sachverhalt 5: Abgang eines Prüfers 
 
27.09.2004: 
Sachverhalt 6: Abgang eines Prüfers 
 
01.11.2004: 
Aktion 5/Reaktion 5: Zugang eines Prüfers 
 
01.09.2005: 
Aktion 6/Reaktion 6: Zugang eines Prüfers 
 
01.09.2006: 
Aktion 7: abteilungsinterne Zuweisung einer Mitarbeiterin zur Verord-
nungsprüfung.60 
 
17.11.2006: 
Aktion 8/Reaktion 7: Zugang eines Prüfers 
 
01.07.2007: 
Sachverhalt 7: Abgang eines Prüfers 
 
Somit waren im Zeitraum 01.07.2001 bis 01.07.2007 insgesamt 7 
Abgänge an Prüfern - die als „Sachverhalte“ bezeichnet wurden - und 
8 Zugänge an Prüfern, zu verzeichnen gewesen. Der Stand an Prüfern 
war daher am 01.07.2007 um eine Person höher als zu Beginn des 
Betrachtungszeitraumes 01.01.2001. 

   
  (5) Die nachstehenden Aktionen und Reaktionen korrespondierten mit 

Kap. 6.4 Z (4) und basierten auf dem Schriftverkehr zwischen dem 
Vorstand der Abt. 2 und dem LAD/LH: 
 
17.4.200761: 
Aktion 9: Hinweis auf eine angespannte Personalsituation in der Abt. 2 

im Allgemeinen 

                                           
60 Vgl. Kap. 6.4; im Schreiben des Vorstandes der Abt. 2 vom 28.03.2008 wurde die abteilungsinterne Zuweisung mit 
dem Jahr 2005 („vor drei Jahren“) angegeben. 

61 Vgl. Schreiben des Vorstandes der Abt. 2 an den LAD vom 17.04.2007, Zl. 2-GI-G1180/224-2007. 
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Juli 200762: 
Aktion 10: Ausschreibung zur Nachbesetzung eines frei gewordenen 

Dienstpostens eines Gemeindeprüfers beantragt. 
 
28.3.200863: 
Aktion 11: Hinweis, dass 

− die Personalsituation intern nicht bewältigt werden kann, 
− die Ausbildungszeit für Prüfer ca. 2 Jahre beträgt und die 
− Ausschreibung zur Nachbesetzung des frei gewordenen Dienst-

postens eines Gemeindeprüfers zum 2. Mal beantragt wurde 
(siehe Juli 2007). 

 
18.2.200964: 
Aktion 12: Ausschreibung zur Nachbesetzung des frei gewordenen 

Dienstpostens eines Gemeindeprüfers zum 3. Mal bean-
tragt (siehe Juli 2007) und 
Hinweis, dass sich der Personalstand (der Abt. 2) noch zu-
sätzlich verringert hat, weil 3 MA von Abt. 2 wegversetzt 
wurden. 

 
20.3.200965: 
Reaktion 8: Mitteilung, dass 2 MA intern für die Gebarungsprüfung 

herangezogen werden können, Qualifizierungsmaßnah-
men werden angeboten. 

   
  (6) Für den Zeitraum April 2009 bis 31.12.2009 lag dem BLRH eben-

falls kein Schriftverkehr im Sinne des im Kap. 6 dargestellten kyberne-
tischen Regelkreises vor. Die entsprechenden Sachverhalte, die Aktio-
nen des Vorstandes der Abt. 2 und/oder die Reaktionen des LAD wur-
den daher neuerlich der Abb. 3 (siehe Z 2) entnommen und nachste-
hend chronologisch dargestellt: 
 
02.06.2009: 
Reaktion 9: Zugang eines Prüfers 
 
03.07.2009: 
Sachverhalt 9: Abgang jener 2 MA, die abteilungsintern (befristet) für 
die Gebarungsprüfung herangezogen worden waren. 
 

  (7) Der gesamte Beobachtungszeitraum umfasste somit die Zeitspan-
ne 01.01.2001 bis 31.12.2009 und beinhaltete 12 Aktionen und 9 Re-
aktionen. 

   
 7.1.2 Zu (1-3) Der BLRH hielt fest, dass in der Gemeindegebarungsaufsicht 

von 01.01.1996 bis 31.12.2009 zwischen fünf und elf MA, davon zwi-
schen fünf und neun Prüfer bzw. zwischen fünf und acht Gebarungs-
prüfer beschäftigt waren. Die personelle Ausstattung mit fünf Bediens-
teten (Prüfern) beschränkte sich auf einzelne Quartale der Jahre 2002, 
2003 und 2004 im Ausmaß von rd. 79 Kalendertagen. In den übrigen 
Quartalen lag sie über diesem Wert. 
 
 

                                           
62 Vgl. Schreiben des Vorstandes der Abt. 2 an den LAD vom 28.03.2008, Zl. 2-GI-G1180/225-2008. 
63 Ebd. 
64 Vgl. Schreiben des Vorstandes der Abt. 2 an den LH vom 18.02.2009, Zl. 2-GI-G1180/227-2009. 
65 Vgl. Schreiben der Generalsekretärin vom 20.03.2009, Zl. LAD-GS-S201-10102-2-2009. 
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Zu (4) Ob und inwieweit jedem einzelnen Abgang eines Prüfers ein 
Ersuchen um Nachbesetzung durch den Vorstand der Abt. 2 an den 
LAD folgte, konnte vom BLRH nicht verifiziert werden, da kein ent-
sprechender Schriftverkehr vorlag. Ein Ersuchen um Nachbesetzung 
durch den Vorstand der Abt. 2 konnte aber nach Ansicht des BLRH als 
logische Konsequenz eines Mitarbeiterabganges angenommen werden. 
 
Der BLRH vermerkte den sukzessiven Abgang eines Großteils der Prü-
fer der vormaligen Prüfungsgruppe „Gebarungsaufsicht“ von 
01.07.2001 bis 31.12.2009. Mit Stichtag 31.12.2009 waren im Referat 
„Gebarungsaufsicht Gemeinden“ zwei der sieben Prüfer der vormaligen 
Prüfungsgruppe (ds. rd. 29%) beschäftigt. 
 
Der BLRH stellte fest, dass für den Zeitraum 2001 bis Juli 2007 die 
Anzahl der Prüfer in der Gruppe Gebarungsaufsicht stetig konstant 
bzw. im Juli 2007 um einen Prüfer höher als zu Beginn des Jahres 
2001 war. Schriftliche Dokumentationen betr. Ersuchen um Nachbe-
setzung und eine etwaige Reaktion hierauf lagen nicht vor. Die Nach-
besetzung der frei gewordenen Dienstposten erforderte Zeiträume von 
1 Monat bis zu 13 Monaten.66 
 
Der BLRH empfahl, allfällige Ersuchen um Nachbesetzung und Reakti-
onen hierauf in einem angemessenen zeitlichen Konnex vorzunehmen 
und dies schriftlich zu dokumentieren. 

   
  Zu (5) Der BLRH vermerkte kritisch, dass im Zeitraum April 2007 bis 

März 2009 4 schriftlichen Hinweisen betreffend der angespannten Per-
sonalsituation bzw. Ersuchen um Nachbesetzung nur eine schriftliche 
Reaktion gegenüber stand. Der BLRH kritisierte, dass die schriftliche 
Reaktion – ausgehend vom ersten Ersuchen um Nachbesetzung eines 
frei gewordenen Dienstpostens eines Gemeindeprüfers – mit einer 
zeitlichen Verzögerung von 20 Monaten erfolgte. 
 
In diesem Zusammenhang empfahl der BLRH nochmals, allfällige Er-
suchen um Nachbesetzung und Reaktionen hierauf in einem angemes-
senen zeitlichen Konnex vorzunehmen und dies schriftlich zu doku-
mentieren. 

   
  Zu (6) Der BLRH stellte fest, dass für den Zeitraum April 2009 bis 

31.12.2009 keine schriftliche Korrespondenz betreffend Ersuchen um 
Nachbesetzung stattfand. In diesem Zeitraum wurde jedoch eine 
Nachbesetzung vorgenommen. Der BLRH empfahl, allfällige Ersuchen 
um Nachbesetzungen zeitgerecht und in schriftlicher Form vorzuneh-
men. 

   
  Zu (7) Der BLRH hielt fest, dass im Betrachtungszeitraum 2001 bis 

2009 insgesamt 12 Mitteilungen betreffend der Personalsituation (Ak-
tionen) 9 Reaktionen gegenüberstanden. Ein Vergleich der Kopfzahl 
der Prüfer am Beginn des Betrachtungszeitraums mit dessen Ende 
ergab eine Mehranzahl von 2 Prüfern. 
 

   
  

 
 

                                           
66 Der BLRH leitete dies anhand der als Sachverhalte und Reaktionen 1 bis 6 im Kap. 7.1 Z 4 dargestellten Zu- und 
Abgänge von Prüfern ab. 
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7.1.3 Die geprüfte Stelle äußerte sich hierzu wie folgt: 
„[…] Die gegenständliche Empfehlung, dass zukünftig notwendige 
Nachbesetzungen freigewordener Dienstposten zeitgerecht und in 
schriftlicher Form vorgenommen werden, wurde den betroffenen 
Dienststellen zur Kenntnis gebracht […]“. 

   
 7.1.4 Der BLRH begrüßte die Umsetzung der von ihm getätigten Empfehlung 

und verwies abermals auf die unbedingte Notwendigkeit einer zeitge-
rechten, in schriftlicher Form dokumentierten, Nachbesetzung freige-
wordener Dienstposten. 

   
   
7.2 Entwicklung 
der Mitarbeiter-
Kopfzahl 

7.2.1 Die Gegenüberstellung der Anforderungen des Steuerobjektes Abtei-
lung mit den Steuerungsmaßnahmen des Steuerorgans LAD zeigte 
folgendes Ergebnis im Hinblick auf die Entwicklung der Kopfzahl der 
Mitarbeiter im Bereich des Referates Gebarungsaufsicht: 

   
  (1) Die schriftlich vorliegenden, personellen Anforderungen des AV der 

Abt. 2 an die LAD waren folgende: 
 
− Ersuchen um Ausschreibung, erstmals im Juli 2007 
 

  (2) Der LAD teilte mit Schreiben vom 20.03.200967 der Abt. 2 mit, 
dass zwei (namentlich genannte) Mitarbeiter der Abt. 2 bis auf weite-
res für die Aufgabenbereiche der Gemeindeaufsicht herangezogen 
werden können. Es handelte sich somit um eine amtsinterne Zuteilung 
von Personal. 

   
 7.2.2 Der BLRH stellte fest, dass der Reaktionsverzug aus Sicht des ersten 

Ersuchens um Ausschreibung zwecks Nachbesetzung eines Gemeinde-
prüfers rd. 20 Monate betrug. Weiters erschien nach Auffassung des 
BLRH die amtsinterne Zuteilung zweier Mitarbeiter die personelle Aus-
stattung des Referates Gebarungsaufsicht zu begünstigen, welche aber 
für die Personalausstattung der Abt. 2 definitiv keine Entlastung 
brachte. 

   
 7.2.3 Die geprüfte Stelle gab hierzu bekannt:  

„[…] Die Empfehlung des Landes-Rechnungshofes wird zur Kenntnis 
genommen. Es wird festgehalten, dass hinsichtlich der gegenständlich 
in Prüfung gezogenen Abteilung 2 der Empfehlung bereits Rechnung 
getragen wurde. Seit dem Jahr 2009 wurde der Mitarbeiterstand in der 
ho. Gemeindeabteilung, Referat Gebarungsaufsicht, sukzessive aufge-
stockt. Die Anzahl der Mitarbeiter in der Gebarungsgruppe beträgt mit 
Mitte April 2011 insgesamt 10 Personen […]“. 

   
 7.2.4 Der BLRH begrüßte die Umsetzung der vom BLRH getätigten Empfeh-

lung und die sich hieraus ergebende sukzessive Aufstockung des Mit-
arbeiterstandes. Dies war nach Ansicht des BLRH eine unbedingte 
Notwendigkeit, um einen effizienten abteilungsinternen Dienstbetrieb 
im Sinne einer optimalen, dem Leitbild des Landes Burgenland ent-
sprechenden68,  Aufgabenbewältigung zu gewährleisten. 

   
 
 

  

                                           
67 Vgl. Zl.: LAD-GS-S201-10102-2-2009. 
68 Vgl. 2.1.1 (3). 
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7.3 Erfüllung der 
Ausbildungser-
fordernisse 

7.3.1 Die Gegenüberstellung der Anforderungen des Steuerobjektes Abtei-
lung mit den Steuerungsmaßnahmen des Steuerorgans LAD zeigte 
folgendes Ergebnis im Hinblick auf die Ausbildungserfordernisse der im 
Referat Gebarungsaufsicht beschäftigten Mitarbeiter: 
 
„Im Vergleich zu anderen Verwaltungsbereichen erfordert der Einsatz 
von neuen Mitarbeitern in der Gebarungsprüfgruppe eine viel längere 
Ausbildungszeit (etwa zwei Jahre), bis diese die Prüfungen von Voran-
schlägen und Rechnungsabschlüssen bzw. die Gebarungsprüfung vor 
Ort selbständig übernehmen können. Die Ausbildung dauert umso län-
ger, wenn Mitarbeiter zugewiesen werden – die nicht die schulische 
Ausbildung eines (einer) Handelsakademie-Absolventen(in) im Buch-
haltungs- bzw. Rechnungswesen mitbringen.“69 
 

 7.3.2 Der BLRH stellte fest, dass sich betreffend den Ausbildungserfordernis-
sen an das Prüfungspersonal seitens des AV der Abt. 2 neben dem 
Grunderfordernis einer HAK-Absolvierung keine weiteren konkreten 
Vorgaben erkennen ließen. 

   
   
7.4 Erfüllung der 
Weiterbildungs-
erfordernisse 

7.4.1 Die Gegenüberstellung der vom Steuerobjekt Abteilung angeforderten 
Weiterbildungsmaßnahmen für die Mitarbeiter des Referates Geba-
rungsaufsicht mit den entsprechenden Steuerungsmaßnahmen des 
Steuerorgans LAD zeigte folgendes Ergebnis: 
 

  (1) Anforderungen des AV der Abt. 2 in Bezug auf Weiterbildungsmaß-
nahmen konnten den vorgelegten Unterlagen nicht entnommen wer-
den. 
 
(2) Seitens der LAD wurden der Abt. 2 im Zusammenhang mit der 
(internen) Zuteilung von zwei Mitarbeitern auch Qualifizierungsmaß-
nahmen wie folgt angeboten: „[…] Hinsichtlich der Abstimmung von 
Qualifizierungsmaßnahmen wird eine entsprechende Kontaktaufnahme 
erwartet.“70 

   
 7.4.2 Der BLRH kritisierte, dass die in Aussicht gestellten Qualifizierungs-

maßnahmen seitens der Abt. 2, Referat Gebarungsprüfung, offensicht-
lich nicht in Anspruch genommen wurden. 
 
Um einen geordneten und effizienten Dienstbetrieb abteilungsintern zu 
gewährleisten, empfahl der BLRH, notwendig erachtete Qualifizie-
rungserfordernisse rechtzeitig zu melden und angebotene Weiterbil-
dungsmaßnahmen in Anspruch zu nehmen. 

   
 7.4.3 Die geprüfte Stelle teilte hierzu mit: 

„[…] Es ist festzuhalten, dass die Empfehlung des Landes-
Rechnungshofes bereits umgesetzt wurde. Seitens der betroffenen 
Abteilung wurden beginnend im letzten Jahr einschlägige Weiterbil-
dungsmaßnahmen und Schulungen verstärkt nachgefragt. Diesem Be-
darf wurde seitens der Verwaltungsschule Rechnung getragen, bei-
spielsweise durch eine einschlägige Schulung für die Mitarbeiter der 
Gebarungsgruppe der Gemeindeabteilung zum Thema Gemeindedate-
nerfassungs- und Auswertungsprogramm. […]“ 

                                           
69 Vgl. Schreiben vom 28.3.2008, Zl. 2-GI-G1180/225-2008. 
70 Vgl. Zl.: LAD-GS-S201-10102-2-2009 vom 20.03.2009. 
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 7.4.4 Der BLRH begrüßte die Umsetzung der von ihm getätigten Empfehlung 
und verwies nochmals, um einen effizienten abteilungsinternen 
Dienstbetrieb zu gewährleisten, auf die Wichtigkeit  der rechtzeitigen 
Meldung und Durchführung von Qualifizierungs- und Weiterbildungs-
maßnahmen.  
 

   
7.5 Auskunft LAD 7.5.1 Der BLRH ersuchte die Landesamtsdirektion im Zuge seiner Prüfungs-

handlungen um die Beantwortung folgender Fragen, welche mit den 
entsprechenden Antworten nachstehend wiedergegeben wurden: 71 
 
a) Frage: „In welcher Form wurde die Verwendung der Bediensteten 

überwacht? 
− Inwiefern wurde darauf geachtet, dass Stockungen im 

Amtsbetrieb vermieden wurden? 
− Inwiefern wurde darauf geachtet, dass die vorhandenen Ar-

beitskräfte voll ausgelastet wurden? 
− Welche Wahrnehmungen wurden bezüglich der Organisation 

und Einteilung gemacht und welche Verfügungen wurden 
hierauf getroffen? 

− Inwiefern und von wem wurden auf personelle oder organi-
satorische Defizite mündlich oder schriftlich aufmerksam 
gemacht und welche Verfügungen wurden auf Grund dessen 
getroffen? 

Gab es in der Vergangenheit abteilungsübergreifende Jour-fix-
Gespräche, anlässlich deren der LAD (personelle, strukturelle) Defizite 
der jeweiligen Abteilungen zugetragen wurden, bzw. trat die LAD vor-
beugend von sich aus an die Abteilungen heran?“ 

   
  Die Antwort lautete wie folgt: 

„Wie der Landesrechnungshof in seinem Prüfbericht zur Abtei-
lung 2 selbst feststellt, kam es in den Jahren 2001 bis 2003 in 
der Abteilung 2 – Referat Gebarung zu einer hohen Mitarbeiter-
fluktuation. Es verließen 5 erfahrene Mitarbeiter das Referat 
und 1 Mitarbeiterin ging in Karenz. Diese Mitarbeiter wurden 
durch neue jedoch noch unerfahrene Mitarbeiter ersetzt. Im 
Jahr 2006 wurde Herr […] dem Referat Gebarungsprüfung zu-
geteilt und dort im Bereich der Verordnungsprüfung eingesetzt. 
Da somit die Anzahl der in der Gemeindeprüfung tätigen Mitar-
beiter im Durchschnitt ausreichend war, war seitens der Lan-
desamtsdirektion davon auszugehen, dass die Durchführung ei-
nes ordentlichen Amtsbetriebes gewährleistet war. Ebenso wur-
de auf wiederholte Anfragen der LAD hinsichtlich Schulungsbe-
darf keine Meldung gemacht, sodass angenommen wurde, dass 
die Ausbildung wie bisher innerhalb der Abteilung erfolgt. 

 
[…] Mit den Schreiben vom 17.4.2007,.Zl. 2-GI-G1180/224-
2007, vom 28.3.2008, Zl. 2-G-G1180/225-2008 und vom 
18.2.2009, Zl. 2-GI-G1180/227-2009 hat die Abteilung 2 den 
Landesamtsdirektor bzw. den Landeshauptmann die Personalsi-
tuation bzw. die Personalprobleme in der Abteilung 2 zur 
Kenntnis gebracht und gleichzeitig ersucht, Dienstpostenaus-
schreibungen zu veranlassen. 
Hiezu wird jedoch festgehalten, dass in den Jahren 2001 bis 

                                           
71 Vgl. Zl. LAD-GS-C300-10063-12-2010 vom 20.09.2010. 
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2009 der Personalstand der Gemeindeprüfer immer jeweils 6 
bzw. 7 Mitarbeiter betrug. Wie und wann diese Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen im Referat eingesetzt werden bzw. welche an-
deren notwendigen Mitarbeiter aus einem anderen Referat bzw. 
Hauptreferat in der Gebarungsprüfung eingesetzt können oblag 
dem jeweiligen Abteilungsvorstand. Es fällt grundsätzlich auch 
in den Verantwortungsbereich eines Abteilungsvorstandes, Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen ihren Erfahrungen und Ausbildun-
gen entsprechend einzusetzen bzw. nötigenfalls durch Imple-
mentierung eines entsprechenden systematisierten Schulungs- 
bzw. Fortbildungsprogramm und ihnen die notwendige Aus- und 
Weiterbildung zukommen zu lassen. 
Seitens der Landesamtsdirektion sowie der Personalabteilung 
wurde im Rahmen der vorhandenen personellen und sachlichen 
Ressourcen eine Besetzung vakanter Dienstposten im Bereich 
der „Gebarungsprüfungsgruppe“ so zeitgerecht wie möglich 
nach Maßgabe ihrer Notwendigkeit veranlasst. 

   
  b) Frage: „Wurde bei der Wahrnehmung der jeweiligen Verpflichtun-

gen entsprechend den Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit gehandelt?“ 

   
Die Antwort lautete wie folgt: 

„Die Personalzuteilung an die jeweiligen Abteilun-
gen/Organisationseinheiten wurden stets vor dem Hintergrund 
einer effizienten und straffen Verwaltung nach Maßgabe der 
vorhandenen personellen und sachlichen Ressourcen – unter 
Berücksichtigung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zweckmäßigkeit – durchgeführt. Dies verlangt de 
facto vom Landesamtsdirektor stets ein sensibles, jedoch kon-
sequentes Handeln in einem Spannungsfeld zwischen Notwen-
digkeit von Personaleinsatz gegenüber den Vorgaben der Spar-
samkeit und Zweckmäßigkeit sowie den Vorgaben des Stellen-
planes, das die jeweiligen Erfordernisse des Einzelfalls genau 
abwägt und diesen Rechnung trägt.“ 

   
   
  8. Personalstruktur und Qualifizierung am Beispiel 

der Abteilung 6 
   
8.1 Auskunft LAD 8.1.1 Die Erhebungen des BLRH betreffend die Personalstruktur und die 

Qualifizierung am Beispiel der Abteilung 6 als maßnahmenverantwort-
liche Förderstelle für die Programme ESF und Additionalität wurden 
ausschließlich in Form eines Fragenkataloges vorgenommen.72 Die 
Fragen und die entsprechenden Antworten werden nachstehend wie-
dergegeben: 
 

  a) Frage: „In welcher Form wurde die Verwendung der Bediensteten 
überwacht? 

− Inwiefern wurde darauf geachtet, dass Stockungen im 
Amtsbetrieb vermieden wurden? 

− Inwiefern wurde darauf geachtet, dass die vorhandenen Ar-
beitskräfte voll ausgelastet wurden? 

− Welche Wahrnehmungen wurden bezüglich der Organisation 

                                           
72 Vgl. Zl. LAD-GS-C300-10063-12-2010 vom 20.09.2010. 
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und Einteilung gemacht und welche Verfügungen wurden 
hierauf getroffen? 

− Inwiefern und von wem wurden auf personelle oder organi-
satorische Defizite mündlich oder schriftlich aufmerksam 
gemacht und welche Verfügungen wurden auf Grund dessen 
getroffen? 

− Gab es in der Vergangenheit abteilungsübergreifende Jour-
fix-Gespräche, anlässlich deren der LAD (personelle, struk-
turelle) Defizite der jeweiligen Abteilungen zugetragen wur-
den, bzw. trat die LAD vorbeugend von sich aus an die Ab-
teilungen heran?“ 

   
  Die Antwort lautete wie folgt: 

„In den Jahren 1998-1999 wurden die Förderungen im Rahmen 
des ESF übernommen. Sie wurden von einem Mitarbeiter, Herrn 
[…], bearbeitet. Auf Grund krankheitsbedingter Ausfälle und 
dem Fehlen von Erfahrungswerten kam es bei der Bearbeitung 
der Projekte zu Problemen, die jedoch mittlerweile saniert wur-
den. 
Verzögerungen in der Aktenbearbeitung aufgrund von Kranken-
ständen und Überlastung des Sachbearbeiters wurden mehrfach 
in persönlichen Gesprächen und schriftlich an Herrn Lan-
desamtsdirektor, das Generalsekretariat und die Personalabtei-
lung herangetragen (beispielhaft kann auf das Schreiben an die 
Abteilung 1 vom 28.6.2004, Zl. 6-SO-A1016/2478-2004 ver-
wiesen werden). Die Lösung des Personalproblems erfolgte in 
der Ablösung von Herrn […] (wurde der Abt. 2 dienst zugewie-
sen) durch Frau  […] mit 15.1.2007 (ab 15.10.2006 war Frau  
[…] bereits Teilzeit mit den gegenständlichen Aufgaben be-
fasst). Nach mittelfristiger Vorbereitungszeit wurde durch die 
Schaffung des Referates Förderwesen mit Frau […] als Refe-
ratsleiterin eine strukturelle Verbesserung herbeigeführt. 
Eine Überwachung der Verwendung von Bediensteten erfolgte 
abteilungsintern in folgender Weise: 
Seitens des Hauptreferatsleiters,  […], wurde der Posteingang 
so-wie der Auslauf gesichtet bzw. gezeichnet, sodass das Vier-
Augen-Prinzip zur Anwendung gelangte. Durch eine fixe, 
verschriftlichte Geschäftsverteilung wurde höhere Transparenz 
in der Aufgabenverteilung ermöglicht. 
In regelmäßigen Abständen fanden Dienstbesprechungen statt, 
wo die bestehende Problematik der einzelnen Förderfälle bzw. 
die arbeitsmäßige Überlastung des einzigen Sachbearbeiters zur 
Sprache kamen. 

  Ab 2006 begann eigentliche die Sanierungsphase von Altfällen. 
Ab diesem Zeitpunkt wurden für die Vorortkontrollen zusätzli-
che Mitarbeiter eingesetzt, die der Abteilungsvorstand durch 
Umschichtung innerhalb der einzelnen Aufgabenbereiche und 
durch Verschiebung der Prioritäten der zu erledigenden Aufga-
benstellungen abteilungsintern rekrutierte. Ab 16.6.2008 wurde 
Herr […] als zusätzliche Ressource von der LAD zur Verfügung 
gestellt. 
Um Stockungen im Amtsbetrieb hintan zu halten, wurde und 
wird seitens der Abteilungsleitung regelmäßig mündlich und 
schriftlich auf die personellen und organisatorischen Defizite 
aufmerksam gemacht bzw. werden diese Themen im persönli-
chen Gespräch Abteilungsvorstand–Landesamtsdirektor/Abtei-
lungsvorstand–politischer Referent zur Sprache gebracht und 
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diskutiert. 
Aus Sicht der Abt. 6 und der Landesamtsdirektion war die volle 
Auslastung der personellen Ressourcen in effizienter Art und 
Weise gegeben. Da es sich um einen neuen Bereich in der Lan-
desverwaltung handelt, ist zu berücksichtigen, dass in den ers-
ten Jahren entsprechende Ablaufschemen zu erarbeiten waren. 
Erst aus diesen Ablaufschemen konnten entsprechende Organi-
sationsstrukturen abgeleitet werden. 
Sofort bei Wahrnehmen des Entstehens von Rückständen wur-
den seitens der Abteilungsleitung entsprechende Maßnahmen 
konzipiert, Vorgespräche geführt und personelle Änderungen 
sowie Organisationsänderungen durchgeführt.[…]“ 

 
  b) Frage: “Wurden rechtzeitig die notwendigen Leistungsverpflichtun-

gen in organisatorischer, personeller und inhaltlicher Hinsicht 
wahrgenommen? Wenn ja, welche?“ 
 

Die Antwort lautete wie folgt: 
„Auf Grund eines Vorschlages des Abteilungsvorstandes der Ab-
teilung 6 wurde – wie bereits vorhin ausgeführt – organisato-
risch eine strukturelle Verbesserung durch die Schaffung des 
Referates Förderwesen mit Frau […] als Referatsleiterin er-
reicht. In personeller Hinsicht wurde seitens der Abteilungslei-
tung in der Sanierungsphase eine vorübergehende abteilungsin-
terne Umschichtung vorgenommen, sodass für die Prüfungen 
Vorort mehr Personal zur Verfügung gestanden ist. 
Organisatorische und personelle Maßnahmen durch die LAD er-
folgten unter Berücksichtigung der Sparmaßnahmen im Hinblick 
auf die grundsätzliche Tendenz zu Personaleinsparungen nach 
Maßgabe der personellen und finanziellen Ressourcen entspre-
chend restriktiv. Auch ist die Abteilungsleitung in Zusammenar-
beit mit der Landesamtsdirektion und der Personalabteilung um 
eine vorausschauende Personalplanung sehr bemüht. 
Mittlerweile wurde der Produktkatalog auf die Abteilung 6 aus-
geweitet, der ebenfalls einen Beitrag zur besseren Einschätzung 
eines allfälligen höheren Personalbedarfs leistet.“ 

 



    39/41 
 

 

  9. Schlussbemerkungen 
   
  Zusammenfassend hob der BLRH folgende Empfehlungen her-

vor: 
   
  (1) Der BLRH empfahl, allfällige Ersuchen um Nachbesetzungen 

zeitgerecht und schriftlich vorzunehmen. 
   
  (2) Der BLRH empfahl, allfällige Reaktionen auf das Ersuchen 

um Nachbesetzung in einem angemessenen zeitlichen Kontext 
vorzunehmen und dies in schriftlicher Form zu dokumentieren. 

   
  (3) Um einen geordneten und effizienten Dienstbetrieb abtei-

lungsintern zu gewährleisten, empfahl der BLRH, notwendig er-
achtete Qualifizierungserfordernisse rechtzeitig zu melden und 
angebotene Weiterbildungsmaßnahmen in Anspruch zu nehmen. 
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IV. Teil Anlagen 
 
Anlage 1 Abt. 2 – Gemeinden und Schulen, Aufbauorganisation vom 03.04.2003 
 

Abt. 2

Gemeinden und Schulen

HR II

Jugendbildung, Schul- und 

Kinderbetreuungswesen

HR I

Gemeinden und Inneres

Referat 1

Gemeindewesen

Referat 2 

Gebarungsaufsicht Gemeinden

Referat 3

Zivil- und Katastrophenschutz, 

Inneres

Referat 1

Schul- und 

Kinderbetreuungswesen

Referat 2

Außerschulische Jugendbildung

 
 
 
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
  
 



    41/41 
 

 
Anlage 2 Abt. 6 – Soziales, Gesundheit, Familie, Sport 
 

Abt. 6

Soziales, Gesundheit, Familie, Sport

HR

Gesundheit und Sport

HR

Sozialwesen

Referat

Sozial-

versicherung

Referat

Sozialleistung

Referat 

Förderwesen

Bankenombuds-

stelle

Familienreferat

HR

Familie und 

Konsumentenschutz

Schuldner-

beratung

Konsumenten-

schutz

Jugendschutz

Referat

Fachliches 

Gesundheitswesen

Referat 

Gesundheitsrecht 

und Lebensmittel-

aufsicht

Referat

Sport

 
 
  
  
 

 
 

Eisenstadt, im Mai 2011 
 

Der Landes-Rechnungshofdirektor 
 
 
 
 

Dipl.-Ing. Franz M. Katzmann e.h 
 
 


